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HISTORIKER haben zu allen Zeiten mit dem Problem gekadmpft,
einen Ausgleich zu finden zwischen Besonderem und Allgemeinem,
Individuellem und Generellem. Sie haben sich stets bemiiht, ein-
zelne Gedanken, Taten und Ereignisse nicht nur zu entdecken, son-
dern zugleich so zu strukturieren, daBl sie dem historischen Ablauf
Transparenz, Bedeutung und Sinn verleihen. Das Sammeln histori-
scher Fakten um ihrer selbst willen mag eine fiir mittelalterliche
Moénche lobenswerte Beschiftigung gewesen sein. Modernen Histo-
rikern dient sie wohl kaum noch als hinreichende Rechtfertigung ih-
rer Forschungstatigkeit. Andererseits sind und waren die Historiker
aber auch kaum in der Lage, sich die Philosophen zum Vorbild zu
nehmen, die fiir sich immer das Vorrecht in Anspruch genommen
haben, Strukturen aus logischen Zusammenhidngen ohne oder nur
mit geringem Realitdtsbezug abzuleiten. Irgendwo zwischen diesen
beiden Extremen — den auf die bloBe Ereignisgeschichte hin orien-
tierten Chronisten auf der einen Seite und den auf abstrakte Sy-

*) Dieser Aufsatz ist die erweiterte Fassung eines offentlichen Vortra-
ges vom 25. Mai 1981, der in der Bayerischen Akademie der Wissenschaften
vom Autor als Stipendiat der Stiftung Historisches Kolleg im Stifterverband
fiir die deutsche Wissenschaft gehalten wurde.

Fiir ihre der Uberarbeitung des Manuskriptes zugute kommende Kritik
dankt der Autor besonders den Herren Prof. Dr. Gerhard A. Ritter, Prof. Al-
lan Mitchell und Priv. Doz. Dr. Klaus Tenfelde. Fiir ihre technische Hilfe sei
Fraulein Mechthild Albus und Herrn Helmut Preufl gedankt.

Den Vortrag libersetzten Frau Dr. Elisabeth Miiller-Luckner und Frau
Marianne Hopmann.



steme fixierten Philosophen auf der anderen Seite —- sind dic moder-
nen Historiker und Sozialwissenschaftler angesiedelt. Sic schwan-
ken im Einklang mit ihren persénlichen Vorlieben oder mit den Mo-
derichtungen und Normen ihrer Disziplin in die eine oder andere
Richtung. Sie sind wie Monde, die konkurrierende Plancten umkrei-
sen, und dabei durch die Anziehungskraft entgegengesetzier Gravi-
tationsfelder nicht selten in exzentrische Umlaufbahnen gezwungen
werden.

In jiingerer Zeit haben sich die Historiker — um das Bild weiter
zu fithren — mehr der Planetenbahn der Sozialwissenschaften geni-
hert. Von ihnen und ihren Methoden haben sie gelernt, wic wertvoll
es sein kann, sich in der vergleichenden Geschichtsforschung der
Hilfe von Modellen zu bedienen, und wie niitzlich ¢s ist. nach
Strukturen zu suchen, die unter der Oberfliche dessen licgen, was
sich dem unkritischen Beobachter als Realitdt darstellt. Zweifellos
haben die Sozialwissenschaften mit ihrem Methodeninstrumenta-
rium dazu beigetragen, dem Menschen die alte Suche nach Sinn
und Zweck der Geschichte zu erleichtern. Aber es stellt sich doch
auch die Frage, ob sie nicht gleichzeitig die Gefahr ¢ines erncuten
Abgleitens ins magnetische Feld der Generalisierung heraufbe-
schworen haben, wie das bereits wahrend der Aufklirung und des
deutschen Idealismus der Fall war, und ob wir, die Historiker, bei
unreflektierter Ubernahme dieser Methoden nicht Gefahr lauten,
den Kontakt mit dem Feld der Empirie zu verlieren. Steuern wir
nicht einem neuen Idealismus entgegen, wenn wir Modelle schaf-
fen, die mit Fakten unzuldnglich abgesichert sind — immanent lo-
gisch zwar in ihrem ideellen Aufbau aber ohne ausreichende empiri-
sche Fundamente, die sie verbinden und erklaren sollen?

Es ist nicht meine Absicht, die Auseinandersetzung zwischen
der ,,Bielefelder Schule* und ihren Kritikern durch Kommentare
meinerseits neu aufleben zu lassen'). Diese Diskussion scheint weit-

') Bedeutende Veroffentlichungen zu dieser Diskussion sind: H.-U. Wehler,
Das deutsche Kaiserreich. 1871-1918, Gottingen 1980%, im folgenden zitiert:
Wehler, Kaiserreich; W.J. Mommsen, Domestic Factors in German Foreign
Policy before 1914, in: Central European History 6 (1973) 3-43:; H.-G.
Zmarzlik, Das Kaiserreich in neuer Sicht?, in: Historische Zeitschrift 222
(1976) 105-126; K. Hildebrand, Geschichte oder ,,Gesellschaftsge-
schichte*?, in: Historische Zeitschrift 223 (1976) 328-357; L. Gall, Bismarck
und der Bonapartismus, in: Historische Zeitschrift 223 (1976) 618-632, zi-
tiert im folgenden: Gall, Bismarck und der Bonapartismus: dazu im grol3e-
ren Rahmen einer Biographie: L. Gall, Bismarck. Der weile Revolutionir,



gchend ausgelaufen zu sein. Die Kontrahenten haben ihr Terrain
abgesteckt und ausgebaut; sie haben Angriff mit Gegenangriff be-
antwortet. Aber akademische Kriege werden nie wirklich gewonnen
oder verloren; sie enden, weil die Munition verschossen ist oder die
Truppen erschdpft sind. Und es ist auch nicht meine Absicht, die
Diskussion iiber tatsdchliche oder vermeintliche Strukturfehler der
deutschen gesellschaftlichen Entwicklung, iiber die Spannung zwi-
schen Traditionalismus und Modernismus, Uiber Kontinuitdt oder
Diskontinuitit in der deutschen Geschichte weiterzufiihren?).

Mein Vortrag beschiftigt sich mit Problemen, die in diesen Dis-
kussionen nicht geniigend behandelt worden sind, insbesondere mit
bestimmten Modellen und Erkldrungsversuchen, die Historiker —
meiner Ansicht nach auf etwas unkritische Art und Weise - gebrau-
chen, um Bismarcks Herrschaftstechnik zu beschreiben. Ich beziehe
mich auf jene Modelle, die man ,,Negative Integration*, ,,Samm-
lungspolitik*, ,,Bonapartismus‘* und ,,Sozialimperialismus* nennt.
Bis vor 20 Jahren waren diese Begriffe — mit Ausnahme des Termi-
nus ,,Bonapartismus** — in der deutschen historischen Literatur iiber
die Bismarckzeit unbekannt. Jetzt allerdings werden sie hiufig und
in den verschiedensten Zusammenhéngen verwendet. Sie sind eine
Art Kurzschrift geworden, die es den Historikern erlaubt, wenig zu
sagen und viel zu meinen.

Frankfurt a. M., Berlin, Wien 1980, 182 {.; T. Nipperdey, Wehlers Kaiser-
reich, in: Geschichte und Gesellschaft 1 (1975) 539-560 und in: T. Nipper-
dey, Gesellschaft, Kultur, Theorie, Gottingen 1976, 360-389: W. Conze, Zur
Sozialgeschichte des Kaiserreichs und der Weimarer Republik, in: Neue Po-
litische Literatur 21 (1976) 511-513; V.R. Berghahn, Der Bericht der Preufi-
schen Oberrechnungskammer. Wehlers Kaiserreich und seine Kritiker, in:
Geschichte und Gesellschaft 2 (1976) 125-135; H.-U. Wehler, Kritik und kri-
tische Antikritik, in: Historische Zeitschrift 225 (1977) 347-384.

’) Kaum waren diese Zeilen entworfen, als das Donnern der Kanonen wie-
der anfing. Vgl. D. Blackbourn und G. Eley, Mythen deutscher Geschichts-
schreibung. Die gescheiterte biirgerliche Revolution von 1848, Frankfurt/
Main 1980; H.-U. Wehler, ,,Deutscher Sonderweg™ oder allgemeine Pro-
bleme des westlichen Kapitalismus? Zur Kritik an einigen ,,Mythen deut-
scher Geschichtsschreibung®, in: Merkur 35 (Mai 1981) 478-487: G. Eley,
Antwort an Hans-Ulrich Wehler, und H.-U. Wehler, Riickantwort an Geoff
Eley, in: Merkur 35 (Juhi 1981) 757-759: H. A. Winkler, Der deutsche Son-
derweg: Eine Nachlese, in: Merkur 35 (August 1981) 793-804; J.C.G. Rohl,
Introduction, in: J.C.G. R&h!l und Nicolaus Sombart (Hg.), Kaiser Wilhelm
1, New Interpretations, Cambridge 1981, 1-19.
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Betrachten wir zuerst die Urspriinge und die Entwicklung des
Modells ,,Negative Integration*. Es scheint in den historischen
Wortschatz durch zwei Arbeiten liber die sozialdemokratische Partei
Eingang gefunden zu haben; die eine Arbeit stammt aus der Feder
des amerikanischen Soziologen Giinther Roth, der Vertasser der an-
deren ist der deutsche Historiker Dieter Groh®). In beiden Arbeiten
stand der Begriff ,,Negative Integration* fiir ein Modell, das das
Zusammengehdrigkeitsgefithl einer Minderheit erkliren sollte,
wenn diese Minderheit politisch und sozial geichtet war, wic in die-
sem Fall die deutsche sozialdemokratische Partei des 19 Jahrhun-
derts. In jiingeren Arbeiten kehrt sich die Blickrichtung um. So - in
dieser neuen Version — verwendet, beschreibt der Ausdruck die fir
eine Mehrheit verbindende Wirkung einer gemeinsamen Furcht,
entweder vor einer Minderheit im eigenen Staat oder vor cinem aus-
landischen Feind, eine Furcht, die in beiden Fillen kunstlich er-
zeugt ist und von einem Staatsmann oder einer Regierung geschickt
ausgeniitzt werden kann. Das Modell wurde in dieser Form erstmals
von dem Deutsch-Amerikaner Wolfgang Sauer in seinem 1962 ver-
o6ffentlichten Aufsatz mit dem Titel ,,Das Problem des deutschen
Nationalstaates* beschrieben. Sauers Aufsatz ist reich an Ideen und
Anregungen, das Werk eines geistreichen Historikers'). Die beiden
Absitze dieses Aufsatzes, die Bismarcks Herrschaftstechnik behan-
deln, sind von anderen Historikern so oft positiv zitiert worden, dal3
man ohne Ubertreibung sagen kann, sie haben die Interpretation
der neueren deutschen Geschichte entscheidend beeinflufit. Die ent-
scheidende Passage in Sauers Aufsatz lautet: ,,Die Funktion der Ri-
sikopolitik im Bismarckschen System von 1864 bis 1871 war es ge-
wesen, die innere Krise durch Ableitung nach auBBen wenn nicht zu
iiberwinden, so doch zu neutralisieren und die Spannungen wenig-
stens zeitweise zu dimpfen. Wie konnte man aber eine Dimpfung
der inneren Spannungen erwarten, wenn man sie durch ¢inen in-

*) G. Roth, The Social Democrats in Imperial Germany. A Study in Working
Class Isolation and National Integration, Totowa N.J. 1963; D. Groh, Ne-
gative Integration und revolutiondrer Attentismus. Die deutsche Sozialde-
mokratie am Vorabend des Ersten Weltkrieges, Frankfurt/Main 1973,

*) Der Aufsatz von Sauer wurde zweimal neu verdffentlicht in der Reihe
Neue Wissenschaftliche Bibliothek: H. Boehme (Hg.), Probleme der Reichs-
grilndungszeit 1848-1873, Koln 1968, 448-479, im folgenden zitiert:
Boehme, Reichsgriindungszeit; H.-U. Wehler (Hg.), Moderne deutsche So-
zialgeschichte, Koln 1973, 407-436, im folgenden zitiert: Wehler, Sozialge-
schichte.



nenpolitischen Kampfkurs verscharfte? Oder anders ausgedriickt:
Wie konnten innere Konflikte integrierende Funktion gewinnen,
obwohl sie doch normalerweise desintegrierend wirken? Das Para-
doxon 1afBt sich indessen aufldsen, allerdings nur unter Beriicksich-
tigung des Bismarckschen Genies. Falls namlich der Konflikt mehr-
seitig ist, das heif3t nicht nur eine, sondern zwei oder mehr Fronten
bestehen (und das war im kaiserlichen Deutschland der Fall), so
1aBt sich unter Umstdnden die Mehrheit der widerstreitenden Krifte
unter einer Fahne sammeln und gegen die Minderheit fithren, vor-
ausgesetzt, daB3 diese stark genug ist, als ernsthafte Gefahr fiir alle
ibrigen zu erscheinen, und doch zu schwach, um es wirklich zu sein.
Auf diese Weise sieht sich die Mehrheit einem freilich fragwiirdigen
IntegrationsprozeB ausgesetzt, und selbst die Minderheit unterliegt
einer Art sekundirer Integration; denn obwohl bekampft, wird sie
doch gezwungen, auszuhalten.*%)

Seit der Veroffentlichung dieses Aufsatzes neigen Historiker
dazu, die Sauersche Version des Modells ,,Negative Integration*
und die Roth-Groh-Version ,,sekundéire Integration*, festzuschrei-
ben, die erstere als Integrationsprozel3, den die Mehrheit erlebte, die
letztere als Integrationsprozef3, der die Minderheit betraf. Unser In-
teresse gilt hier ausschlieflich der mutmaBilichen Wirkung von Bis-
marcks Herrschaftstechnik auf die Mehrheit, also der Sauerschen
Version des Modells, die Hans-Ulrich Wehler so neu gefafit hat:
,.Bismarck machte sich den uralten sozialpsychologischen Gegen-
satz von ,in group' und ,out group' zunutze und stilisierte innere
Konflikte derart um, daB3 er eine Mehrheit von ,reichstreuen® Ele-
menten gegen eine Minderheit von ,Reichsfeinden* fithren konnte,
die zwar als ,ernsthafte Gefahr' erscheinen mufiten, das Gesamtsy-
stem aber doch nicht wirklich in Frage zu stellen vermochten.**®)
Nach dem Sauer-Wehler-Modell hatte Bismarcks angeblich geniale
Taktik der ,,Negativen Integration™ weitreichende Konsequenzen
fir die deutsche Geschichte. Sein ,,Simulieren* internationaler Ge-
fahren — zunéchst des politischen Katholizismus, dann des Sozialis-
mus - erlaubte ihm, aufgrund angeblich bedrohter Interessen ,,rein
taktische Bilindnisse zu schlieBen*. Diese Biindnisse wiederum
machten es ihm moglich, fundamentale Probleme der Verfassungs-

') W. Sauer, Das Problem des deutschen Nationalstaates, in: Boehme,
Reichsgriindungszeit 468, und in: Wehler, Sozialgeschichte 430.

*) Wehler, Kaiserreich 96-97; H.-U. Wehler, Krisenherde des Kaiserreiches.
1871-1918, Gottingen 1970, 137, zitiert im folgenden: Wehler, Krisenherde.
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reform zu vertagen und Entwicklungsprozesse vom biirokratischen
Absolutismus zur politischen Demokratie zu blockieren.

Das Studium von Herrschaftstechniken ist im Vergleich zur
sonstigen politischen Theorie sehr vernachlidssigt worden. Dies ist
um so erstaunlicher, als der Anfang vor knapp fliinfhundert Jahren
mit Machiavellis ,,1l principe‘* eigentlich sehr vielversprechend war.
Das Sauer-Wehler-Modell wire ein wichtiger Beitrag fiir ein solches
Studium von Herrschaftstechniken. Es verfiigt iiber eine klar defi-
nierte Struktur; seine Teile lassen sich logisch zu einem Ganzen ver-
binden, es ist plausibel und einleuchtend. Dennoch fihrt der Auf-
satz von Sauer kein einziges Zitat an, das belegen konnte, dal3 Bis-
marck selbst tatsdchlich die durch das Modell beschriebene Herr-
schaftstechnik konzipiert und angewandt hat. Wehler stort das Feh-
len eines Belegs nicht. In einer an ,,historische Neotraditionalisten*
gerichteten FuBnote rdumte er Einwinde folgendermaBen aus dem
Weg: ,,Solche Techniken brauchen keinen schriftlichen Nieder-
schlag zu finden (so dafl direkte Quellen fehlen mogen), aber den-
noch sind sie aus der in die politischen Verhaltensweisen gleichsam
eingebauten Rationalitdt des Herrschaftsinteresses erschlieBbar; sie
konnen sich iiber die Kopfe der Beteiligten hinweg als ,Response’
auf einen ,Challenge’ durchsetzen und sind dennoch im nachhinein
in der Form strategischer Bediirfnisse wie intetinzftionales Handeln
interpretierbar.”)

Die wissenschaftliche Methode, die Wehler hier verteidigt, ist
nicht neu. Sie hat in den Sozialwissenschaften eine lange, aner-
kannte Tradition, und es gibt keinen grundsatzlichen Einwand ge-
gen ihre Anwendung in der Geschichtswissenschaft. Historiker sind
stets gendtigt, die inneren, aus den Quellen selbst nicht ablesbaren
Motivationen historischer Personlichkeiten anhand ihres dufleren,
durch die Quellen belegten Verhaltens zu interpretieren. Das ist ein
Grundproblem, das Geschichtsphilosophen stets bewegt hat. Das
Modell ist nur ein anderes Instrument, das Historiker zur Bewilti-
gung dieser Probleme entwickelt haben. Wenn wir das Modell auf

) Wehler, Kaiserreich 247, Anmerkung 25. Es fehlt uns nicht an Aussagen
von Bismarck selbst Giber seine Herrschaftstechnik. Nach seiner Entlassung
1890 hat er sich verschiedentlich iiber das Wesen politischen Handelns und
die Methoden praktischer Politik geduBert. Vgl. Otto Pflanze, Bismarck’s
Realpolitik, The Review of Politics 20 (1958), 492-514, auch in: Lothar Gall
(Hg.), Das Bismarckproblem in der Geschichtsschreibung nach 1945, Neue
Wissenschaftliche Bibliothek: Geschichte, 42, Ko6ln 1971, 218-238.
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seine Tragfahigkeit hin {iberpriifen, missen wir es den gleichen em-
pirischen Tests unterwerfen, die wir zur Bewertung anderer Hilfs-
mittel anwenden. Entsprechen bei ndherer Untersuchung die funk-
tionalen Beziehungen des Modells tatsichlich dem nachpriifbaren
Verhalten der Person oder der Personen? Wenn die Motivation, die
das Modell liefert, der Motivation, die die Person oder die Personen
selbst angeben, widerspricht, ist zu fragen, welche Interpretation die
zuverldssigere sei.

Bismarck war Zeitgenossen gegeniiber in seinen privaten und
Offentlichen Stellungnahmen zu seinen politischen Malnahmen
und Absichten und, in spateren Jahren, auch im Blick auf seine Mo-
tive und Ziele in bestimmten Situationen erstaunlich offen. Fir Be-
sucher war seine Offenheit haufig Anlafl zur Verwunderung, fir Hi-
storiker Anlafl zur Freude. Aber wir miissen uns nicht auf das be-
schranken, was Bismarck selbst gesagt hat. Historiker haben in lan-
ger Forschungsarbeit eine Flut von Informationen iiber die Bis-
marckzeit zusammengetragen, die wahrscheinlich umfangreicher ist
als fiir jede andere Periode deutscher Geschichte. Es mangelt uns
deshalb nicht an Informationen, um die Tauglichkeit der Hypothe-
sen des Modells iiber Bismarcks Herrschaftstechnik zu testen. Die
Frage fiir uns ist deshalb nicht, ob das Modell in seinen funktiona-
len Beziigen immanent logisch ist, sondern, ob seine Logik den
.,strategischen Bediirfnissen wie dem intentionalen Handeln* (Weh-
ler) Bismarcks selbst entspricht. Kurzum: war die Logik des Modells
auch diejenige Bismarcks?

Das Sauer-Wehler-Modell der ,,Negativen Integration* wirft
zwei grundsitzliche Fragen auf: 1) Hat Bismarck den Krieg von
1866 inszeniert, um Preufien zu vergréfiern und ihm den Fiahrungs-
anspruch in Deutschland zuzusichern, oder, um den preuBlischen
Verfassungskonflikt zwischen Krone und Parlament zu beenden,
der mit seiner Ernennung zum Ministerprisidenten 1862 begonnen
hatte? 2) Hat Bismarck den Kulturkampf der Jahre nach 1871 und
die antisozialistische Kampagne der Jahre 1878 aus rein taktischen
Motiven gefiihrt oder aber aus der Uberztugung, daB politischer
Katholizismus und sozialistische Subversion aktuelle Gefahren fiir
Staat und Gesellschaft seien?

Wenn die Geschichte eine empirische Disziplin bleiben soll, so
miissen Historiker bei der Suche nach Antworten auf solche konkre-
ten Fragen den Quellen Beachtung schenken.

Sehen wir uns die Belege an, die sich auf das erste der beiden

Ala T



Probleme beziehen, die das Modell ,,Negative Integration* aufwirft.
Quellenmaterial, das seit nahezu einem Jahrhundert bekannt ist,
zeigt zweifelsfrei, daBl Bismarck seine Aggressionspolitik gegeniiber
Osterreich und die Methode zu ihrer Durchfithrung bereits in den
fiinfziger Jahren konzipiert hatte, Jahre vor Ausbruch des Verfas-
sungskonflikts von 1862-1866. Ist es aber moglich, daf} er, wie das
Modell nahelegt, nach vierjahrigem Streit mit dem Parlament im
Jahre 1866 seine Haltung gedndert und entschieden haben konnte,
dal3 zur Beilegung des innenpolitischen Konflikts ein Krieg gegen
Osterreich notwendig sei?

In der entscheidenden Kronratssitzung vom 28. Februar 1866
legten sowohl der Konig als auch Bismarck die Kriegsmotive aus-
schlieBlich im Sinne der AuBlen-, nicht der Innenpolitik dar. Ein
kurzer Auszug aus Bismarcks Erklarungen vermittelt die ganze
Kraft ihres Arguments: ,,Preuflen sei die einzige lebensfihige politi-
sche Schopfung, die aus den Ruinen des alten deutschen Reiches
hervorgegangen sei und hierauf beruhe sein Beruf, an die Spitze von
Deutschland zu treten. Osterreich habe das nach diesem Ziele ge-
richtete natiirliche und wohlberechtigte Streben PreuB3ens aus Eifer-
sucht von jeher bekdmpft, indem es die Fithrung Deutschlands, ob-
wohl selbst dazu unfihig, Preu3en nicht gegénnt habe... Die ganze
historische Entwicklung der deutschen Verhiltnisse, die feindselige
Haltung Osterreichs treibe uns dem Kriege entgegen. Es wiirde ein
Fehler sein, ihm jetzt aus dem Wege zu gehen. Das offizielle Proto-
koll des Kronrates enthilt nur einen einzigen Hinweis auf den
schwelenden Verfassungskonflikt als Kriegsgrund: ,,Auf der ande-
ren Seite wurde auf den vorteilhaften EinfluB hingewiesen, welchen
ein kriftiges Auftreten nach auflen und ein fiir die Ehre Preufiens
unternommener Krieg auf die Lésung des inneren Konfliktes aus-
iiben wiirde.*®) In neueren Arbeiten haben Historiker angenommen,
dal} diese Bemerkung entweder von Bismarck selbst stammt oder
zumindest von ihm gutgeheiBen wurde.’) Wir besitzen aber zwei

%) Historische Reichskommission. Die Auswirtige Politik PreuBens
18501871, Berlin 1932-1939, Bd. 6, 611-615, zitiert im folgenden: Histori-
sche Reichskommission.

%) M. Stiirmer, Regierung und Reichstag im Bismarckstaat 1871-1880, Diis-
seldorf 1974, 34, zitiert im folgenden: Stiirmer, Regierung und Reichstag: F.
Stern, Gold and Iron. Bismarck, Bleichréder and the Building of the Ger-
man Empire, New York 1977, 70. 1. Geiss vertritt eine dhnliche Position,
aber ohne den Kronrat zu beriicksichtigen. Vgl. 1. Geiss, Sozialstruktur und
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weitere Aufzeichnungen, die das, was wihrend jener Kronratssit-
zung am 28. Februar besprochen wurde, wiedergeben. Die eine
stammt von Moltke, die andere von Kultusminister Miihler.

Beide zeigen nicht nur, dal} die oben zitierte Bemerkung von
Innenminister Eulenburg stammt, sondern auch, daB Bismarck
daran AnstoB3 nahm. Sie war sogar die einzige Bemerkung wahrend
der Ratssitzung, auf die er sich zu antworten gendtigt fithlte. Moltke
schrieb: ,,Graf Bismarck bemerkt, dal3 die inneren Zustinde einen
Krieg nach aulen nicht nétig machen, wohl aber noch hinzutreten,
um ihn giinstig erscheinen zu lassen.*’!®) Mihlers Version lautet:
,,Bismarck verwahrt sich dagegen, daB3 die inneren Fragen Motiv
des Krieges sein konnen, ihre Losung mag Frucht desselben
sein.*“'")

Wihrend er auBenpolitische Erfolge zur Uberwindung der in-
nenpolitischen Krise und zur Didmpfung der Forderung nach parla-
mentarischer Macht nutzte, lehnte Bismarck in seinen eigenen di-
rekten Aussagen zum entscheidenden Zeitpunkt im Jahre 1866 diese
als addquaten Kriegsgrund ab. Diejenigen, die auf dem Primat der
Innenpolitik als Erkldrung fiir die Kriege von 1864, 1866 und 1871
bestehen, haben diese widersprechenden Belege aul3er acht gelassen.

GewiB sind auch hier kritische Fragen angebracht: Hatte Bis-
marck einen tieferen Grund, sein eigentliches Motiv dieser Ver-
sammlung von Prinzen, Generdlen und Ministern gegeniiber, die
bei dieser Gelegenheit speziell vom Konig auf Geheimhaltung verei-
digt worden waren, zu leugnen? Hatte er einen geheimen Grund fiir
seine Reaktion auf Eulenburgs Bemerkung, die er einfach hétte
ignorieren kdnnen, da sie seine eigene Position zugunsten eines
Krieges unterstiitzte? - Ich sehe keinen Grund dafiir, andere Motive
zu suchen als die, die ohnehin offenkundig sind. Bismarck fand Eu-
lenburgs Bemerkung frivol. Krieg war ein viel zu gefdhrliches Un-
ternehmen, viel zu unkalkulierbar in seinem Verlauf ynd in seinen
Konsequenzen, als daB man sich zur Bewiltigung eines innenpoliti-
schen Problems darauf einlassen konnte. Diese Antwort stimmt
iiberein mit vielen anderen AuBerungen Bismarcks iiber den Cha-

imperialistische Disposition im Zweiten Kaiserreich, in: K. Holl u.G. List,
Liberalismus und imperialistischer Staat, Gottingen 1975, 53. Dies gilt auch
fiir Wehler, der allerdings nicht Bismarck, sondern J. Burckhardt zitiert, um
seinen Standpunkt zu beweisen. Vgl. Wehler, Kaiserreich 35-36.

%) Historische Reichskommission, Bd. 6, 618.

'y W. Reichle, Zwischen Staat und Kirche, Berlin 1938, 171.
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rakter von Kriegen und iiber die Notwendigkeit, die Aullenpolitik
von innenpolitischen Einfliissen freizuhalten — AuBerungen, die so
bekannt sind und in der dlteren historischen Literatur so hiiufig zi-
tiert worden sind, daB} sie hier nicht angefiihrt zu werden brauchen.

Wenden wir uns nun dem zweiten Kernproblem des Sauer-
Wehler-Modells zu, der Annahme, daf}, als die duleren Feinde be-
siegt waren, ein innenpolitischer Ersatz, ein neues Feindbild also, si-
muliert werden mufite. Wiederum missen wir fragen, ob dic Logik
des Modells der Logik Bismarcks entspricht.

Dem Modell zufolge war der Kulturkampf fiir Bismarck bloB3
eine politische Taktik, eine Kampagne gegen Zentrum und katholi-
sche Kirche, einzig und allein um ihres integrierenden Effektes auf
andere politische Parteien resp. Gesellschaftsschichten willen. Diese
Annahme iibersieht vollig die seit langem gewonnene Erkenntnis,
daf} Bismarck in den Jahren vor 1871 in der Tat nachhaltig und zu-
nehmend betroffen war von der oppositionellen Haltung der katho-
lischen Kirche zur Vereinigung Deutschlands unter preullischer
Fithrung und von der Rolle der katholischen Bischoéfe bei der Un-
terstiitzung des polnischen Nationalismus in den preuflischen Ost-
provinzen. Uber Jahre hinweg behauptete Bismarck immer wieder,
daB3 der Ursprung des Kulturkampfes in der polnischen Frage
lage'?). Zur Zeit der Revolution von 1830-1831 (einschlieB3lich des
Polenaufstands) war Bismarck [5 Jahre alt, ein Alter, in dem man
leicht zu beeindrucken ist. Von da an beschiftigte ihn sein Leben
lang keine Frage mehr als die nach der Wirkung des polnischen Na-
tionalismus auf die Stabilitdat der preuBischen Ostgrenze. Im Jahre
1848 bezog er heftig Stellung gegen den Antrag auf polnische Auto-
nomie innerhalb des preuBBischen Staates. Im Jahre 1863 befiirchtete
er, RuBland kdnne an der Aufgabe, KongreBpolen zu regieren, ver-
zweifeln und sich einfach zuriickziehen, so daB3 die Polen sich selbst
iiberlassen blieben. Ein unabhingiges Polen, so argumentierte er,
wiirde sich unweigerlich mit Frankreich verbiinden und eine Wie-

') Beispiele dieser hiaufig wiederholten Feststellung in: H. Kohl (Hg.), Die
politischen Reden des Fiirsten Bismarck, Stuttgart 1892-1894, Bd. 10, 294
und Bd. 11, 433, zitiert im folgenden: Bismarck, Politische Reden; H.v. Po-
schinger (Hg.), Fiirst Bismarck und die Parlamentarier, Breslau 1894, Bd. 2,
185; O.v. Bismarck, Die Gesammelten Werke (hg.v.H.v. Petersdorff u.a.),
Berlin 1923-1933, Bd. 6c, 236-240, 266-268, im folgenden zitiert: Bismarck,
Gesammelte Werke.
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derherstellung der Grenzen von 1772 anstreben. Doch befiirchtete
er auch, daB die Osterreicher durch Gewihrung einer grofieren Au-
tonomie gegeniiber ihrer polnischen Bevolkerung zu derselben Ent-
wicklung beitragen kénnten'?). Der einzige Weg, die Ostgrenze zu
stabilisieren, schien die Germanisierung der ethnischen Minderhei-
ten zu sein. In den Jahren 1865 und 1866 dringte Bismarck seine
Kollegen, durch Herstellung neuer wirtschaftlicher Verbindungen
(Bankwesen und Eisenbahn) Posen in Preuflen zu integrieren.
Durch solche Verbindungen erhoffte er sich ,,die in politischer Hin-
sicht so wiinschenswerte allméhliche Germanisierung des GrofB3her-
zogtums Posen*, weil sie ,,die schnellsten und sichersten Wege sind,
auf welchen deutsche Kultur und mit dieser deutsche Gesinnung
dort sich einblirgern*').

Dokumente, die bereits seit langem veroffentlicht sind, zeigen,
daB Bismarck wihrend der Jahre zwischen den Kriegen von 1866
und 1870 zunehmend von drei Eindriicken beunruhigt wurde: 1) der
sich zur GewiBheit steigernden Befiirchtung, daB in den 6&stlichen
Provinzen der Gebrauch der polnischen Sprache auf Kosten der
deutschen zunehme; 2) daB die katholischen Geistlichen in ihrer Ei-
genschaft als Schulinspektoren fiir diese Entwicklung verantwort-
lich seien und 3) daB Preuflen und der Norddeutsche Bund zur Ziel-
scheibe einer feindseligen Kampagne wiirden, die die klerikale
Presse allenthalben inszeniere ,,in Osterreich wie in Frankreich, in
Wiirttemberg wie in Bayern*'?). Wihrend des Krieges 1870 stand
die polnische Bevolkerung PreuBlens ganz auf seiten Frankreichs.
Truppen mufBiten in Posen stationiert werden, um die Ordnung auf-
recht zu erhalten. In der Griindung der Zentrumspartei nach dem
Krieg sah Bismarck eine ,,Mobilisierung gegen den Staat**'®). Das

') O. Pflanze, Bismarck and the Development of Germany: The Period of
Unification 1815-1871, Princeton 1963, 186-187.

") Bismarck, Gesammeite Werke, Bd. 5, 69-70; H.v. Poschinger, Akten-
stiicke zur Wirtschaftspolitik des Fiirsten Bismarck, Berlin 1890, Bd. 1, 74.

'*y Bismarck, Gesammelte Werke, Bd. 6, 185, Bd. 6a, 344-349, Bd. 6b, 59-60,
141-142, 290-291, 295-296 und Bd. 14, 754.

'y A. Constabel (Hg.) Die Vorgeschichte des Kulturkampfes, Berlin 1956,
19-21; In einem vertraulichen Bericht nach Berlin erklirte die Bezirksregie-
rung in Posen am 16. 8. 1880: ,,Dass die Herzen der hiesigen polnischen Be-
volkerung im Grossen und Ganzen sich in dem ausgebrochenen Kriege der
Sache Frankreichs zuwendeten, kann von niemand bezweifelt werden, wel-
cher mit hiesigen Verhiltnissen bekannt ist.”" (Das Zentralarchiv der Deut-
schen Demokratischen Republik, Merseburg, Zivilkabinett 2.2.1, Nr. 16748,
Bl 14-15).
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liel es um so gebotener erscheinen, etwas gegen das sich ausbrei-
tende polnische Nationalgefiihl, gegen die polnische Geistlichkeit
und gegen den Ultramontanismus allgemein zu unternchmen. Si-
cherlich spielte das Auftreten der Zentrumspartei in den Jahren
1870-1871 und ihr anfanglicher Versuch, die deutsche Aulienpolitik
zu beeinflussen, bei Bismarcks Entschluf3, den Kulturkampf zu be-
ginnen, eine bedeutende Rolle. Es war jedoch nur das letzte Glied in
der Kette von Ereignissen und Reaktionen, die dieses Frgebnis her-
beifithrten. Davon auszugehen, daB der Kulturkampf lediglich cin
geschickter Schachzug in einer Strategie der , Negativen Integra-
tion'* gewesen sei, hieBe, Bismarcks schon lange bestchende und
hinreichend belegte Sorge um die polnische Frage und dic Stabilitiit
der Ostgrenze auller acht zu lassen, eine Sorge, die sein Denken
wihrend der achtziger Jahre des 19.Jahrhunderts, nach sciner Kurs-
dnderung im Kulturkampf und nach Einstellung seiner Attacke auf
den politischen Katholizismus, weiterhin beherrschte'’).

Damit aber ist die Frage nach Bismarcks Absichten wiihrend
des Kulturkampfes noch nicht véllig beantwortet. Die Motive, die
Bismarck im Modell ,,Negative Integration'* zugeschricben werden,
reichen nicht hin, um die Griinde fiir den Kulturkampf zu erkliiren.
Wabhr ist zwar, dall er — bei absichtsvoller Forcierung der Gegen-
sitze zwischen Reichsfreunden und Reichsfeinden — spiter ver-
suchte, die Majoritit, die fiir die Mai-Gesetze stimmte, auch fiir an-
dere politische Ziele einzusetzen. Bismarck wire nicht Bismarck ge-
wesen, hitte er nicht versucht, die kdmpferische Stimmung der Kul-
turkampfmehrheit fir andere Zwecke auszunutzen. Aber dies war
wenig erfolgreich und blieb als solche nur eine Taktik unter ande-
ren. In den siebziger Jahren war die preuBische und deutsche parla-
mentarische Entwicklung nicht bestimmt durch feste, sondern durch
wechselnde Mehrheiten. Die Majoritat, die in Preulen die Kultur-
kampf-Gesetze trug, bestand aus Freikonservativen, Nationallibera-
len und Fortschrittlichen, diejenige, die die Militiretats (Triennat
1871, Septennat 1874) verabschiedete, aus Konservativen, Freikon-
servativen und Nationalliberalen. Die Mai-Gesetze bewirkten die
endgiiltige Entfremdung der Altkonservativen des Preullischen

17y Vgl. insbesondere den wichtigen Beitrag von K.J. Bade: ,,Kulturkampf*
auf dem Arbeitsmarkt: Bismarcks ,,Polenpolitik** 1885-1890, in: O. Pflanze
(Hg.) Innenpolitische Probleme des Bismarck-Reiches, voraussichtliche Ver-
offentlichung 1982, zitiert im folgenden: Pflanze, Innenpolitische Probleme.
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Landtags von der Regierung Bismarcks. Obwohl die Fortschrittli-
chen die Kulturkampf-Gesetze unterstiitzten, fiihrten sie dennoch
thren Kampf fiir die parlamentarischen Budgetrechte und fiir an-
dere liberale Ziele fort. Bei den Mai-Gesetzen waren die Fortschritt-
lichen ,,Reichsfreunde und die Konservativen ,,Reichsfeinde*.
Beim Militirhaushalt waren die Rollen vertauscht. Irrefiihrend ist
deshalb die Vorstellung, der Kulturkampf habe die politischen
Krifte Deutschlands in zwei Lager, eine ,,in group' und eine ,,out
group® in allen wichtigen Fragen geschieden.

Daf3 Bismarck taktische Ziele im Sinn hatte, als er 1878 den
Reichstag des Sozialistengesetzes wegen aufldste, ist offenkundig.
Und dennoch irrt das Modell ,,Negative Integration**, wenn es an-
nimmt, daB} seine Ziele nur taktischer Natur waren. Bismarcks frithe
und zunehmende Betroffenheit {iber Unzufriedenheit bei den Arbei-
tern und iiber sozialistische Subversion ist seit langem bekannt. Be-
trachten wir zum Beispiel nur seine Gesprache mit Lasalle 1863,
sein Experiment mit einer Handwerkergenossenschaft in Wiiste-
giersdorf, seine lange Verbindung mit Hermann Wagener, sein In-
teresse an den Kathedersozialisten, seine Befiirwortung von Enqué-
ten iliber Arbeiterverhiltnisse in den siebziger Jahren und seine wie-
derholten Versuche nach 1872, die legalen Vollmachten der Polizei,
der Staatsanwilte und der Richter zu vergréern, um damit die so-
zialistische Agitation in der Presse und im Vereinswesen zu unter-
driicken. Seine Forderungen innerhalb der Regierung nach einem
Ausnahmegesetz gegen sozialistische Subversion lassen sich bis in
die Jahre 1874/75, also bis zum Hoéhepunkt des Kulturkampfs, zu-
riickverfolgen. Die Gesetzesvorlagen der Regierung fiir das Presse-
gesetz von 1874 und die Strafgesetznovelle von 1876 enthalten Klau-
seln, die den Charakter von Ausnahmegesetzen haben. Lange vor
1878 klagte Bismarck wiederholt iiber die Ineffektivitit der gelten-
den Gesetze fiir eine Unterdriickung der sozialistischen Bewegung.
Dem Kulturkampf vergleichbar, hatte auch die antisozialistische
Kampagne der Jahre 1878 bis 1890 den Charakter eines innerdeut-
schen ,,Praventivkrieges*. Die Furcht vor einer unsicheren Zukunft,
die Kulturkampf und Sozialistengesetzgebung ausloste, war fraglos
echt, nicht simuliert.

Ebensowenig wie der Kulturkampf teilte das Sozialistengesetz
Deutschland in eine Mehrheit von Reichstreuen und in ¢ine Min-
derheit von Reichsfeinden. Auch hier gibt es unverriickbare Tatsa-
chen. Sicher, zwei fehlgeschlagene Attentate und die Neuwahl des
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Reichstages 1878 verhalfen Bismarck zu einer Mehrheit fir ein Aus-
nahmegesetz gegen die Sozialisten, eine Mehrheit allerdings, die bis
1890 alle zwei Jahre zur Verldngerung dieses Gesetzes wieder neu
zusammengebracht werden muflte. Wahr ist aber auch, dal} jene Re-
volutionsangst, die zum Sozialistengesetz fiihrte, viel dazu beitrug,
Mehrheiten fiir die Sozialversicherungsgesetze der 80er Jahre zu
schaffen. Allerdings lieBen sich diese Mehrheiten nicht aut andere,
fiir Bismarck ebenso kritische Bereiche iibertragen. Wiihrend der
Jahre 1881-1887 stand Bismarck einer oppositionellen Mchrheit im
Reichstag gegeniiber. Jahr fir Jahr wurden Steuervoriagen abge-
lehnt, die Bismarcks Absichten verwirklichen sollten. Das galt fir
die Aufhebung der Matrikularbeitrdge, die Einschrinkung des par-
lamentarischen Budgetrechts, die finanzielle Unabhiingigkeit des
Reichs von den Bundesstaaten und fiir die finanzielle Abhiingigkeit
der Bundesstaaten vom Reich. Wenn ,,Negative Integration™ das
Motiv war, so scheiterte sie erbarmlich in den achtziger Jahren, die
fur Bismarck noch enttduschender waren als schon die Jahre von
1862-1866. Als er dann schlieBlich im Jahre 1887 eine kooperative
Mehrheit erzielte, gelang ihm dies vielmehr dadurch, daB er sich die
Furcht vor Frankreich zunutze machte anstatt die Furcht vor dem
Sozialismus. Von allen Episoden der politischen Karriere Bismarcks
paBt die Ausnutzung der auBBenpolitischen Krise von 1887 am be-
sten in das Modell ,,Negative Integration**. Doch dies war lediglich
ein voriibergehender Erfolg, der sich auBerdem nicht zur Durchset-
zung des Steuerprogramms ausnutzen liel3, das seit 1875 Bismarcks
innenpolitisches Hauptziel war. Weder vor noch nach dieser Wahl
konnte er sich auf sogenannte ,,reichstreue Parteien stiitzen, um
seine ,,Steuerreform* weiterzutreiben.

Festzuhalten bleibt nach alledem, daB das Modell ,,Negative
Integration‘ nicht ausreicht, Bismarcks hinlinglich bekannte Ab-
sichten wihrend der Jahre 1862-1890 sowie die jeweilige soziale
und politische Machtkonstellation in Deutschland wiahrend jener
Jahre zu erkliren.

Wenden wir uns nun einem anderen, in jiingeren historischen
Arbeiten iiber die Bismarckzeit hdufig verwendeten Modell zu: dem
der ,,Sammlungspolitik*. Der Ausdruck scheint von Johannes Mi-
quel gepriagt worden zu sein, als der preuBlische Finanzminister 1897
seine Bemithungen umschrieb, jene Interessengemeinschaft zwi-
schen GroB3grundbesitzern und GroBindustriellen zu erneuern, die
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sich erstmals 1879, anldBlich der Einfilhrung des deutschen Schutz-
zolls, herausgebildet hatte'®). In den Arbeiten von Eckart Kehr aus
den frithen 1930er Jahren'®) und in denjenigen gegenwértiger Histo-
riker, die sich Kehr verpflichtet fiihlen, wird das Konzept der
»Sammlungspolitik'* beschrieben als die ,,Ideologie* von Staats-
minnern, Politikern und einfluBreichen Interessengruppen im Wil-
helminischen Reich. Dirk Stegmann schreibt dazu: ,,Die Samm-
lungsideologie erscheint geradezu als Schlisselbegriff zum Ver-
standnis der sozialgeschichtlichen Entwicklung des Kaiserreiches
seit 1879. Mit ihr wird in eindrucksvoller Weise ein ,Modell* politi-
schen Selbstverstindnisses umschrieben, das die Politik der herr-
schenden sozialen Schichten in voller Kontinuitidt bis zum Zusam-
menbruch 1918 bestimmt hat.**%)

Das Modell besagt, daBl Bismarck mit Hilfe des Schutzzolles
eine ,,Koalition** zwischen den beiden méichtigsten Interessengrup-
pen der deutschen Gesellschaft zustande brachte, eine Verbindung,
deren Zweck es war, die alte Elite der Grofigrundbesitzer mit der
neuen Elite der Industrie und der Finanzwelt auf Kosten anderer
Gesellschaftsschichten, insbesondere aber des Proletariats, zu verei-
nen. Wie im Fall der ,,Negativen Integration** wird auch dem durch
,.Sammlungspolitik* zustande gebrachten Biindnis die Funktion zu-
geschrieben, die Fortentwicklung vom Halb-Absolutismus zum de-
mokratischen Regierungssystem aufgehalten zu haben. Der Verlauf
der ,,Modernisierung* in Deutschland war daher im Vergleich zu
anderen westlichen Lindern unvolistindig - eine Schluf3folgerung,
die in den Kontext der These von der Kontinuitit der deutschen Ge-
schichte von Bismarck zu Hitler paBt.

Beide Erklarungsmodelle fiir Bismarcks Herrschaftstechnik,
das der ,,Negativen Integration*‘ und das der ,,Sammlungspolitik*,
dhneln einander insofern, als sie dahin tendieren, Deutschland in
zwei Lager zu teilen. Sie unterscheiden sich in den angegebenen

'8) G. Eley, Sammlungspolitik. Social Imperialism and the Navy Law of
1898, in: Militdrgeschichtliche Mitteilungen 15 (1974) 31, zitiert im folgen-
den: Eley, Sammlungspolitik.

"y E. Kehr, Schlachtflottenbau und Parteipolitik 1894—-1901, Berlin 1930;
H.-U. Wehler (Hg.) Primat der Innenpolitik, Berlin 1965.

%) D. Stegmann, Bismarcks Erben, KodIn/Berlin 1970, 13; H.-U. Wehler,
Bismarck und der Imperialismus, Ko6ln 1969, 102, im folgenden zitiert: Weh-
ler, Imperialismus; H. Boehme, Politik und Okonomie in der Reichsgriin-
dungs- und spiten Bismarckzeit, in: M. Stirmer (Hg.), Das kaiserliche
Deutschland, Politik und Gesellschaft 1870-1918, Diisseldorf 1970, 5, 26—49.
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Kausalititen und Motivationen. ,,Negative Integration” mobili-
sierte die ,,in group'* gegen die ,,out group" auf der Basis einer ge-
meinsamen Furcht, zuerst vor dem politischen Katholizismus, dann
vor einer sozialistischen Unterwanderung. ,,.Sammlungspolitik** ver-
band die ,,in group* auf der Basis des gemeinsamen Interesses an
einer Erhaltung des sozialdkonomischen Status quo. Aber wer, so ist
zu fragen, war in diesem Fall die ,,out group™?

Es ist schwer zu verstehen, warum in den Jahren nach 1878 die
,,out group* der ,,Sammlungspolitik** mit der ,,out group™ der ,,Ne-
gativen Integration®, ndmlich der Arbeiterschaft, identisch sein soll.
Es war doch vielmehr so, dafl das Schutzzollsystem auch viele an-
dere Interessengruppen betraf, Kaufleute z.B., die mit auslindi-
schen Waren handelten, Fabrikanten, die von eingefihrten Rohstof-
fen abhingig waren, Landbesitzer aus dem Nordosten, deren Ge-
treide mit russischem Getreide auf dem Transport zu den westeuro-
pdischen Mirkten gemischt wurde, und iiberhaupt alle Verbraucher
sowohl von industriellen wie auch landwirtschaftlichen Produkten.
Aber akzeptieren wir vorldufig das Modell so wie beschricben: ein
1879 von Bismarck aufgebauter Solidaritdtsblock, der aus GroBin-
dustriellen und GroBgrundbesitzern ,,mit Spitze gegen das Proleta-
riat* bestand®').

Und nochmals miissen wir fragen. War die Logik des Modells
tatsidchlich die Logik Bismarcks?

Es scheint kein Zweifel dariiber zu bestehen, daf3 die Einfihrung
des Schutzzolles sowohl fiir landwirtschaftliche wie auch fir indu-
strielle Erzeugnisse im Jahre 1879 Bismarcks Idee war. Seine eigenen
Worte lassen klar die Absicht erkennen, das politische Leben Deutsch-
lands von der Parteienpolitik weg auf die Interessenpolitik hin zu
orientieren. Des weiteren besteht Grund zu der Annahme, dal3 die Inte-
gration der alteren Elite der Grundbesitzer in die neue Elite des Indu-
strie- und Finanzkapitals ein Hauptziel der politischen und gesell-
schaftlichen Uberlegungen Bismarcks war. Ebenso wird klar, daB3 die
Schutzzollregelungen der Jahre 1879 und 1885 einen wichtigen Schritt
in diese Richtung bedeuteten. Trotzdem reicht die Tragfihigkeit des
Modells ,,Sammlungspolitik** nicht aus, um Bismarcks soziale und
politische Zielenach 1879 addquatzu beschreiben.

Der Begriff ,,Sammlungspolitik** gewann seine Bedeutung im
Verlauf einer hochkonjunkturellen Aufschwungphase (1894-1914),

2y Wehler, Krisenherde 155.
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die gekennzeichnet war durch wachsende Nachfrage, steigende Pro-
duktion, neue Investitionen und rasch wachsenden Wohlstand. Im
nachhinein indes wurde der Begriff fiir eine Abschwungphase ange-
wandt, in der das Gegenteil der Fall war: riickldufige Nachfrage,
morderische Konkurrenz, Bankrotte, fallende Erzeugerpreise,
Lohnkiirzungen und Arbeitslosigkeit. Wir diirfen die grundlegenden
Unterschiede zwischen diesen beiden Situationen nicht aus den Au-
gen verlieren, weil diese Unterschiede wichtig sind fiir unsere Beur-
teilung der Forderung nach staatlicher Protektion durch Schutzzoll.
Wihrend einer Hausse erscheint ein Schutzzoll habgierig, eine ge-
wissenlose Ausbeutung der Masse der Verbraucher durch Indu-
strielle und Landbesitzer. Das Dringen nach Schutzzoll wéhrend ei-
ner Baisse hingegen wird ganz anders beurteilt.

Wihrend der spiten siebziger Jahre des 19.Jahrhunderts sahen
sich die deutschen Industriellen mit einer ungewdhnlich kritischen
Situation konfrontiert. Die vorangegangenen Wirtschaftsstdrungen
waren, dhnlich den heutigen Rezessionen, nichts weiter als Riick-
schldge im Verlauf einer langen Periode wirtschaftlicher Bliite. Fast
zur gleichen Zeit gab es auch in der deutschen Landwirtschaft An-
zeichen von Strukturproblemen, Anzeichen, die in den frithen acht-
ziger Jahren in eine Krise miindeten, wie sie gleichzeitig in der In-
dustrie herrschte. Unter diesen Umstdnden war der Schutzzoll eine
natiirliche Erscheinung. Seinen Befiirwortern galt er als die einzige
Rettung aus der Katastrophe. Nicht nur fiir die industriellen Unter-
nehmer, sondern auch fiir ihre Arbeitskrifte, nicht nur fur die Grof3-
grundbesitzer, sondern auch fiir den kleinen Bauern und fiir die Ar-
beitskrifte, die sie beide beschiftigten. Als die Protektionisten in
der Zeit von 1876 bis [885 liber die Notwendigkeit hoher Zélle fiir
den sogenannten ,,Schutz der nationalen Arbeit, Schutz des nationa-
len Gesamtvermogens, des Armen so gut wie des Reichen‘??) spra-
chen, meinten sie (einschlief3lich Bismarck) wahrscheinlich das, was
sie sagten. In jlingeren Arbeiten neigen Historiker dazu, die Revolu-
tionsfurcht als vorherrschenden sozialen und politischen Beweg-
grund dieser Jahre zu bezeichnen. Vermutlich wurden die Ge-
schiftsleute aber viel mehr beunruhigt durch Bankrott- und Liqui-
dationsfurcht, eine Furcht, die ihre Arbeiter zu teilen vermochten.
Revolution war eine Gefahr der Zukunft, Bankrott eine Sorge der
Gegenwart.

22y Bismarck, Politische Reden, Bd. 10, 473.
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Das Modell der ,,Sammlungspolitik**, so wie es fiir die Bis-
marckzeit angewandt wird, neigt dazu, das Hauptziel des Kanzlers
in der Zollgesetzgebung des Jahres 1879 zu verschleiern. Bismarcks
innenpolitisches Hauptziel war seit 1875 eine Steuerreform, deren
Wesen darin bestand, die indirekten Steuern im Reich zu erhohen,
um dank der dadurch gewonnenen Uberschiisse, die den einzelnen
Bundesstaaten iiberwiesen werden sollten, die direkten Steuern in
Preuflen als Staatssteuern abschaffen zu konnen.

Wihrend der ganzen Zeit seiner Kanzlerschaft war Bismarck
ein steter Befiirworter der indirekten Besteuerung. Er war immer der
Ansicht, daB3 Zolle und Verbrauchssteuern leichter zu ertragen seien
und von allen Bevoélkerungsschichten eher akzeptiert wiirden als
Klassensteuern, Einkommenssteuern oder Grund- und Gebiiude-
steuern. Die Last der Schutzzolle, so argumentierte er, wiirde nicht
von den deutschen Verbrauchern, sondern von den auslindischen
Herstellern getragen, die die Kosten auf sich nihmen, um ihre An-
teile auf dem deutschen Markt nicht zu verlieren.

Sollte dies ein Akt bewuBter Irrefiihrung gewesen sein? Oder
beruhte dieses Argument einfach auf einem falschen Wirtschaftsver-
stindnis und einer Fehleinschitzung der sozialen Folgen. die indi-
rekte Steuern hervorrufen konnten? Die Tatsache, dall Bismarck
nicht nur im Parlament, sondern auch wihrend der Geheimberatun-
gen der Regierung stindig diese Meinung vertrat, spricht fir die
Richtigkeit der zweiten, nicht der ersten SchluB3folgerung?’). Wir ha-
ben keinen Grund zu zweifeln, daf} er wirklich glaubte, die Zolirege-
tung vom Jahre 1879 sei fiir Arbeitnehmer wie fiir Arbeitgeber glei-
chermafien notwendig.

Mit dieser Ansicht stand Bismarck keineswegs allein. In den
Petitionen, mit denen die Reichskanzlei in Berlin wihrend der
Schutzzollagitation der Jahre 1873-1879 iiberschwemmt wurde, fin-
den sich die Unterschriften Tausender von Bergarbeitern, Fabrikar-
beitern und Handwerkern?*). Die Annahme, dal3 Arbeiter instinktiv
und aus Eigeninteresse Anhdnger des Freihandels seien, wird durch
die Geschichte der Schutzzollagitation sowohl in Deutschland wie
auch in anderen Lindern widerlegt. Auslindische Konkurrenz, die

) Vgl. besonders seine Marginalien zur zweiten Verwendungsgesetzvorlage:
Das Zentralarchiv der Deutschen Demokratischen Republik, Potsdam,
Reichskanzlei, Nr. 2084, 109.

%) Das Zentralarchiv der Deutschen Demokratischen Republik, Potsdam,
Reichskanzleramt, Nr. 1603-1613.
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vor ihren eigenen Augen auf dem Marktplatz mit Erzeugnissen auf-
tritt, muflite Arbeitnehmer genau so beunruhigen wie Arbeitgeber
und Investoren. Die Arbeitgeber sahen die Konsequenz in ihren
Rechnungsabschliissen, die Investoren in ihren Dividenden, die Ar-
beiter in ithren Lohnkiirzungen, in kiirzerer Arbeitszeit und Arbeits-
losigkeit. Diese Probleme beriihrten die Arbeiter unmittelbarer als
eine mogliche kiinftige Brotpreiserhohung, wie sie aus den agrari-
schen Schutzzodllen resultieren konnte. Uberdies fielen die Preise
trotz des méfligen Zolls auf Agrarprodukte Anfang der achtziger
Jahre des 19.Jahrhunderts weiter. Ein umfassender Schutzzoll zu-
gunsten der Landwirtschaft wurde erst mit dem Zoligesetz von 1885
eingefithrt®).

Die Befurworter des Schutzzolles schrieben und sprachen stin-
dig von ,,wirtschaftlicher Aufristung*, von der Notwendigkeit, das
Land vor dem Zugriff der auslindischen Wirtschaft zu schiitzen.
Fin Land, das wihrend der Jahre 1875-1878 durch rasch aufeinan-
derfolgende internationale Krisen verangstigt worden war, dessen
erst jiingst errungene nationale Einheit eine ebenso bewulte wie
auch unsichere Angelegenheit war, dessen Gesellschaftsordnung
durch eine Wirtschaftskatastrophe ging und durch sozialistische
Subversion bedroht erschien, diesem Land konnte die Uberflutung
mit ausldndischen Erzeugnissen eine ebenso reale Bedrohung sein
wie der Einmarsch auslidndischer Truppen. Ein Grof}teil der Bevol-

%) Unterschiedliche Ansichten beziiglich des Protektionismus bestanden bet
den Sozialdemokraten. Die Parteikongresse von 1876 und 1877 konnten
keine feste Position weder fiir, noch gegen die Schutzzolle erreichen. 1876
beschlofl der Kongre8, ,,dass die Frage, ob Schutzzoll oder nicht, nur eine
praktische Frage ist, die in jedem einzelnen Falle entschieden werden muss.*
Protokoll des Sozialisten-Kongresses zu Gotha vom 19. bis 23. August 1876
(Berlin, 1876), S. 89. 1877 wich der Kongref3 der Streitfrage aus (,,Geht der
Congress iiber diese Angelegenheit zur Tagesordnung iiber**) nach einer Dis-
kussion, die starke Meinungsgegensdtze unter den Delegierten offenbarte.
Protokoll des Sozialisten-Kongresses zu Gotha vom 27. bis 29. Mai 1877
(Hamburg, 1877), S. 33-34. Von den neun Fraktionsmitgliedern stimmten
vier (Bebel, Liebknecht, Fritzsche und Wiemer) gegen und einer (Kayser) fiir
die Eisentarife im Jahre 1879, vier enthielten sich der Stimme. Kayser vertei-
digte seine Zustimmung mit dem Argument, dafl die ,,sachverstindigen ob-
jektiven Personen‘ der Regierungs-Enquetekommission wie auch der Zen-
tralverband der deutschen Industriellen die Zollsiatze empfohlen hitten. L.
Rathmann, Bismarck und der Ubergang Deutschlands zur Schutzzollpolitik
(1873/1875-1879), in: Zeitschrift fiir Geschichtswissenschaft 4 (1956)
943-944.
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kerung, einschlief3lich der Arbeiter, empfand den ,,Schutz der natio-
nalen Arbeit” weder als propagandistischen Betrug noch als Leer-
formel. Die Zentrumspartei, die in ihrer sozialen Zusammensetzung
alle Interessengruppen vertrat, fand sich zu einer, wenn auch kriti-
schen, Unterstiitzung bereit, ohne die die Schutzzdlle nicht hitten
durchgebracht werden kénnen. Auch dies zeigt, daBl Grol3grundbe-
sitzer und GroBindustrielle durchaus nicht von allen als alleinige
NutznieBer der Schutzzdlle betrachtet wurden.

Die Forschungen von Puhle, Kaelble und Eley zeigen, dal3 das
Modell ,,Sammlungspolitik** den Grad der Vertrautheit und des ge-
meinsamen Interesses f{iberschitzt, der die besitzenden Klassen
Ende der neunziger Jahre des 19.Jahrhunderts und spiter ver-
band?®). Diese Uberschitzung gilt auch fiir die durch das Schutzzoll-
gesetz von 1879 gestiftete Verbindung zwischen GroBagrariern und
GroBindustriellen. Ihre Interessen waren nicht identisch. Indu-
strielle Arbeitgeber hatten groBes Interesse an der Schaffung und
Erhaltung einer disziplinierten Arbeiterschaft. Was die Arbeiter-
schaft gefihrdete, konnte auch den Betrieb gefahrden®’). Zolle auf
Agrarimporte aber muflten unweigerlich die Lebensmittelkosten er-
hoéhen und konnten wiederum zu Lohnerhéhungen fihren, die diese
Mehrkosten ausgleichen soliten. Grof3grundbesitzer waren ebenso
gezwungen, in Anbetracht der Auswirkungen von Eisen- und
Stahlzollen die Preise fiir Landmaschinen und Werkzeuge. die sie
zum Ausgleich fiir die Abwanderung ihrer Arbeiter in die Stidte
einsetzten, neu zu kalkulieren, oder aber die in die Industrie ab-
wandernden deutschen Landarbeiter durch ,,auslindische Wander-
arbeiter* zu ersetzen?®). Daf3 sie in den Jahren 1879 und 1885 den
protektionistischen Kurs wihlten, zeigt, dafl GroBindustrielle und

) H.-J. Puhle, Agrarische Interessenpolitik und preuBBischer Konservatis-
mus im Wilhelminischen Reich 1893-1914, Hannover, 1966, 143-164; Hart-
mut Kaelble, Die industrielle Interessenpolitik in der Wilhelminischen Ge-
sellschaft, Berlin, 1967, 112-147; Eley, Sammlungspolitik 29-63.

27y Als eine bedeutende Studie iiber die Rolle der Industriellen bei der Schaf-
fung und Erhaltung ihrer ,,work forces* vgl. L. Schofer, The Formation of a
Modern Labor Force, Upper Silesia, 1865-1914, Berkeley 1975.

3y Zum Konflikt zwischen industriellen und agrarischen Interessen in der
Arbeitsmarktfrage s. K.J. Bade, Politik und Okonomie der Auslianderbe-
schiftigung im preuBischen Osten 1885-1914: die Internationalisierung des
Arbeitsmarkts im ,,Rahmen der preuBlischen Abwehrpolitik*, in: Geschichte
und Gesellschaft, Sonderheft 6, 1980, 273-299.



21

GroBagrarier den augenblicklichen Gewinn fiir sich und ihre Arbei-
terschaft hoher einschitzten als die letztendlichen Kosten.

Die Schutzzollfrage lenkte die Aufmerksamkeit der Interessen-
gruppen, der Regierungen und der Offentlichkeit nach auBen, auf
den Aufbau von Zollmauern und die Konkurrenzfihigkeit auslandi-
scher Industrie. Diese Konzentration aller Beteiligten auf das Aus-
land machte die Zollpolitik zu einem unbefriedigend verlaufenden
Testfall, als es um die Verteilung wirtschaftlicher, gesellschaftlicher
und politischer Macht im Deutschland des neunzehnten Jahrhun-
derts ging. Es gibt andere, bessere Tests. Direkte Steuern (insbeson-
dere Klassensteuer, klassifizierte Einkommenssteuer, Grund- und
Gebaudesteuer, Borsensteuer, Gewerbesteuer usw.) vertieften in der
zweiten Hilfte des neunzehnten Jahrhunderts die Kluft zwischen
den vermogenden und den nichtvermogenden Gesellschaftsschich-
ten moglicherweise viel entscheidender als die Zdlle.

Die Konflikte der achtziger Jahre zwischen Regierung und In-
teressengruppen und unter den Interessengruppen selbst bilden ein
stark vernachlissigtes Thema sowohl der deutschen Wirtschafts-
und Sozialgeschichte als auch der politischen Geschichte. Diese Ver-
nachldssigung kann hier und heute selbstverstindlich nicht wieder
gut gemacht werden®’). Aber ich bin der Meinung, daB3 diejenigen,
die am Modell der ,,Sammlungspolitik** festhalten, sich iiberlegen
sollten, warum Henry Axel Bueck, der langjdhrige Generalsekretir
des Zentralverbandes deutscher Industrieller, im Jahre 1889, ganze
zehn Jahre nach der Einfilhrung des ersten Schutzzolls, zu dem
SchluB kam, daB ,,der Gegensatz der Interessen des Ostens und des
Westens der Monarchie noch keinen Ausgleich gefunden hatte...
Dieselben Streitfragen, dieselben Interessengegensitze bestehen un-
vermittelt fort.***%)

Wenn der Begriff ,,Sammlungspolitik** irgendwelche Bedeu-
tung zur Beschreibung Bismarckscher Herrschaftstechnik haben
soll, muB} er in einem viel weiteren Sinn verwendet werden. Bis-
marcks gesellschaftliches und politisches Grundziel war, das alte

%) Weitere Gedanken des Verfassers zu diesem Problem finden sich in: O.
Pflanze, Sammlungspolitik 1875-1886. Kritische Bemerkungen zu einem
Modell, in O. Pflanze (Hg.), Innenpolitische Probleme.

%) H.A. Bueck, Die bevorstehende Anderung der Gesetzgebung beziiglich
der Einkommensbesteuerung, in: Verein zur Wahrung der wirtschaftlichen
Interessen von Handel und Gewerbe 20, Berlin 1889, 47.
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preuBische , Establishment‘**') (d.h. GroBgrundbesitzer, Adel und
Ko6nigshaus, Offizierscorps, Beamtenstand und protestantische Kir-
che) durch Ausweitung seiner sozialen und politischen Basis zu er-
halten, ohne doch gleichzeitig seine Verfilgungsgewalt iiber unent-
behrliche Positionen politischer Macht aufzugeben. Deswegen auch
bemiihte er sich, dem ,,Establishment‘‘ die neue Elite aus dem Be-
reich der Industrie und Finanzwelt anzugliedern. Dariiber hinaus
suchte er nach einer noch breiteren Unterstiitzung, um das erwei-
terte ,,Establishment* zu legitimieren, zu konsolidieren und zu er-
halten.

Das waren die Gedanken, die Bismarck 1880 bei der Uberle-
gung leiteten, den Reichstag durch einen Staatsstreich aulier Kraft
zu setzen. Im Gesprach vom 5. Oktober 1883, das zum Ricktritt
Theodor Lohmanns fithrte, gab Bismarck seine Zukunftspline
preis: ,,Die Unfallversicherung an sich sei die Nebensache, die
Hauptsache sei ihm, bei dieser Gelegenheit zu korporativen Genos-
senschaften zu gelangen, welche nach und nach fiir alle produktiven

3y Bei geringfligiger Anpassung an die preullische und deutsche Szene
scheint mir der englische Begriff ,,Establishment' niitzlicher als alle Ter-
minti, die in letzter Zeit durch sozialwissenschaftlich orientierte Historiker in
die deutsche Historiographie eingefiihrt worden sind. Seine Urspriinge und
Definitionen sind im folgenden angemessen beschrieben:

Das Wort ist abgeleitet vom Sprachgebrauch der anglikanischen Staatskir-
che: Sie ist seit Konig Heinrich VIII. established, etabliert, das heifit, ihre Bi-
schofe werden von der Krone ernannt und ihre Glaubensartikel vom Parla-
ment festgelegt. Dafiir genieBt sie Vorrechte gegeniiber den | (freien Kir-
chen*', zum Beispiel in ihrem Verhiltnis zum Monarchen als dem ,,Ober-
haupt der Kirche. Im weiteren Sinne gilt heute als Establishment das teils
sichtbare, teils verborgene Netz von institutionellen, persénlichen, familia-
ren und wirtschaftlichen Verflechtungen mafigebender Gruppen und Per-
sonlichkeiten mit dem Ziel, die bestehende Macht- und Besitzstruktur zu er-
halten und, so ein Hauptvorwurf, sich zu diesem Zweck auf Gedeih und Ver-
derb gegenseitig beizustehen, Im unpolemischen Sinne gilt der Oberbegriff
Establishment fir alle herkdmmlichen Institutionen, die, demokratisch oder
durch Tradition legitimiert, den britischen Staat reprisentieren, ihn beherr-
schen oder zumindest groBen Einflul haben. Dazu zdhlen Parlament, Regie-
rung, Krone, die hoheren Ringe der Wirtschaft, der Beamtenschaft, der
Staatskirche und der Streitkrifte, die hohen Richter sowie gewisse Institutio-
nen, wie die Bank von England. Selbst die Times und die BBC werden oft
dazugezihlt. Establishment ist nicht identisch mit Klasse oder Gesellschaft;
es sprengt die Grenzen beider. Die Privatschulen, Eton an der Spitze, und
die Universititen Oxford und Cambridge gelten als Pflanzstitten des Estab-
lishment.

Aktuelles Lexikon: Establishment, Siiddeutsche Zeitung, 26. Marz 1981, S. 2.
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Volksklassen durchgefithrt werden miifiten, damit man eine Grund-
lage fiir eine kiinftige Volksvertretung gewinne, welche anstatt oder
neben dem Reichstag ein wesentlich mitbestimmender Faktor der
Gesetzgebung werde, wenn auch duflerstenfalls durch das Mittel ei-
nes Staatsstreichs.‘**?)

Was nun waren die ,,produktiven Volksklassen*, die er bei die-
ser und bei anderer Gelegenheit erwdhnte? In jiingeren historischen
Arbeiten scheint man allgemein anzunehmen, daB3 er damit Landbe-
sitzer und Geschiftsleute meinte. Aber eine vorsichtigere Uberprii-
fung der Quellen zeigt, daBl nach Meinung Bismarcks auch Land-
und Industriearbeiter produktive Klassen waren. Aus diesem Grund
auch wollte er ,,Arbeiterausschiisse** in die korporativen Genossen-
schaften einfiihren, die sowohl das Unfallversicherungssystem ver-
walten, als auch ihre eigenen Interessen in einem kunftigen Parla-
ment verteidigen sollten, einem Parlament, das sich eher aus Inter-
essengruppen als aus Parteien zusammensetzte. Aus diesem Grund
auch erwog er die Nominierung von Arbeitervertretern in den deut-
schen Bundesrat, wo sie neben den Ministern der deutschen Bun-
desstaaten ihren Sitz haben sollten®?).

Oder anders ausgedriickt: Wen wollte Bismarck ausschlielen,
als er von den ,,produktiven Klassen‘ sprach? Wer war unproduk-
tiv? Bismarcks Reden und Schriften zeigen, daB er bei den ,,Unpro-
duktiven* zwei Gruppen unterschied. Eine Gruppe bestand aus be-
rufsmiBigen Politikern. Bismarck hoffte, durch Erneuerung des
Reichstages auf korporativer Grundlage die Regierung wie den
Reichstag selbst von den Berufspolitikern befreien zu kénnen, von
denen er glaubte, sie seien mehr an der Erhaltung ihrer Parteien, ih-
res personlichen Einflusses und ihrer Ideologien interessiert als am
Gemeinwohl.

Eine andere unproduktive Gruppe bestand aus sogenannten
,,Coupon-Schneidern*, Leuten, die vom Anlagekapital lebten, ohne
einen positiven Beitrag zum Produktionsprozel zu leisten, im Ge-
gensatz zu Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Bismarck griff diese
Gruppe wiederholt an, nicht nur mit Worten im Parlament, sondern
auch mit Steuervorschldgen, z. B. durch eine auf das Einkommen
aus Zinsen und Tantiemen zu erhebende Kapital-Rentensteuer. Die

32) H. Rothfels, Theodor Lohmann und die Kampfjahre der staatlichen So-
zialpolitik (1871-1905), Berlin 1927, 63-64.

33) Bismarck an Boetticher, 13. 1. 1884, in: Bismarck, Gesammelte Werke,
Bd. 6¢, 291.
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Berufspolitiker und die ,,faulen Reichen*, nicht die Arbeiter, waren
die Gruppen, die er ausschlof3, wenn er von den ,,produktiven Klas-
sen" sprach, deren Wohl das Hauptinteresse der Wirtschaftspolitik
sein sollte. Gelegentlich wurden die beiden Gruppen in seinen Ge-
dankengingen identisch. ,,Die Gelehrten ohne Gewerbe, ohne Be-
sitz, ohne Handel, ohne Industrie, die vom Gehalt, Honoraren und
Coupons leben, werden sich im Laufe der Jahre den wirtschaftli-
chen Forderungen des produzierenden Volkes unterwerfen oder
ihre parlamentarischen Plitze rdumen miissen.**%)

Die Monarchie behielt in Bismarcks politischem Denken ihre
traditionelle Funktion, namlich ,,die Versdhnung der verschiedenen
Interessen, deren Widerstreit unsere wirtschaftliche und politische
Entwicklung hemmt‘**%), herbeizufiihren. In einer verdnderten Welt
klammerte er sich an die alte Vorstellung vom Staat als unparteti-
scher Macht, deren Funktion es war, die Ordnung aufrecht zu erhal-
ten und uber die Konkurrenz der Interessen hinweg das Gemein-
wohl zu fordern.

Wir kommen nun zu einem dritten Modell fiir Bismarcks Herr-
schaftstechnik — zu dem, was man Bismarcks ,,Bonapartismus‘* ge-
nannt hat.

Der Begriff wurde von Bismarcks zeitgenossischen Kritikern
und Gegnern zur Beschreibung seines Regierungsstils gebraucht. Er
ist in neueren Werken in verschiedenen Formen wiedererschienen,
in Ausdriicken wie z.B. ,,Bonapartistische Diktatur*, ,,Plebiszitire
Diktatur und ,,Césarismus‘‘. Diese Begriffe werden oft und ohne
zureichende Erkldarung und gegenseitige Abgrenzung benutzt, als ob
ihre Bedeutung offenkundig sei. Und doch hat Wehler kritisiert, daf3
niemand ,,eine moderne Analyse des Bonapartismus als Herr-
schaftstypus‘ geliefert habe, ,.die man bestimmten Phasen des wirt-
schaftlichen Wachstums zuordnen kann**). In der Tat zeigt eine

) Bismarck an Hobrecht, 25. 5. 1878, in: Bismarck, Gesammelte Werke, Bd.
6¢c, 110-112.

) An den Evangelischen Arbeiterverein in Herne, 4. 11. 1884, in: Bismarck,
Gesammelte Werke, Bd. 14, 955-956.

*) Wehler, Krisenherde 372; Das Fehlen eines Modells hielt Wehler nicht
davon ab, groBziigigen Gebrauch von diesem Terminus zu machen. Dieser
vielfaltige und verwirrende Gebrauch hat bei anderen Historikern Fragen
iiber den Wert des Begriffes selbst aufgeworfen. Vgl. L. Gall, Bismarck und
der Bonapartismus 618-624; E. Fehrenbach, Bonapartismus und Konserva-
tismus in Bismarcks Politik, und A. Mitchell, Der Bonapartismus als Modell
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jiingere Studie die verwirrende Bedeutungsvielfalt auf, mit der die-
ser Begriff im Laufe der Geschichte gebraucht wurde®).

Wir kdnnen daraus zumindest ersehen, was zeitgendssische Hi-
storiker vermutlich mit diesem Ausdruck meinen, den sie so frei ver-
wenden und so selten definieren. Bonapartismus wire demnach
eine Herrschaftstechnik, die darauf abzielt, eine autoritire politi-
sche Ordnung, die durch eine ,,Revolution von oben* in der ,,take-
off*-Phase der Industrialisierung an die Macht kam, zu legitimieren
und zu stabilisieren. Ziel des Bonapartismus war es, die vermégende
Klasse vor einem liberalen oder sozialistischen Radikalismus zu
schiitzen, den die unteren Klassen selbst propagierten oder der von
anderen zu ihren Gunsten propagiert wurde. In der AuBenpolitik
beutete der Bonapartismus Ideen und Gefiihle des Nationalismus
aus, um die Bevolkerung von inneren Streitfragen und Unzufrieden-
heiten abzulenken. In der Innenpolitik versuchte er, die Bediirfnisse
jeder wichtigen Interessengruppe zu befriedigen (in Frankreich z. B.
die der Finanziers, Industriellen, Kaufleute, Arbeiter, Landbesitzer,
Bauern, Biirokraten, Armeeoffiziere und der Katholiken). Im allge-
meinen Wahlrecht oder im Plebiszit bot der Bonapartismus die
Moéglichkeit, allgemeine Wiinsche zu duBlern, ohne jedoch politische
Macht auszuiiben.

Abermals miissen wir uns fragen: wie gut stimmte Bismarcks
Logik mit der Logik des Modells iiberein?

Bismarcks Regierung schlicht als eine ,,bonapartistische Dik-
tatur® zu beschreiben und das franzdsische Plebiszit mit dem deut-
schen allgemeinen Wahlrecht gleichzusetzen, ist offensichtlich eine
Verzerrung. Sogar ein oberflichlicher Vergleich der Regierungssy-
steme des deutschen Reiches und des zweiten franzdsischen Em-
pires und der persénlichen Autoritdt Bismarcks und Napoleons 111.
(vor der Einfilhrung des ,,Empire libéral* in den spiten sechziger
Jahren) zeigt so deutliche Unterschiede, daB sie hier nicht ndher ex-
pliziert werden missen. Aber andere Charakteristika der beiden Re-
gierungsformen rechtfertigen durchaus einen Vergleich mit Hilfe
des Modells ,,Bonapartismus™.

der Bismarckschen Reichspolitik, in: Bonapartismus, Beihefte zur Francia 6
(1977) 39-76.

) D. Groh, Cisarismus, Napoleonismus, Bonapartismus, Fiihrer, Chef, Im-
perialismus, in: O. Brunner, W. Conze u.R. Koselleck (Hg.), Geschichtliche
Grundbegriffe, Stuttgart 1972 ff., Bd. |, 726-771.
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Betrachten wir zuerst die AuBenpolitik. Im Jahre 1869 gab Bis-
marck dem Reichstag gegenliber zu, daB er es fiir ratsam gehalten
habe, seine Politik der preuBischen Expansion mit nationalen Argu-
menten zu rechtfertigen: ,,... nach der heutigen Situation Europas,
nach dem heutigen Stande der Zivilisation ist es unmoglich, aus
heimlichen, vielleicht spater von der Geschichte zu erratenden Ka-
binettsgriinden grofle politische und vielleicht sogar kriegerische
Aktionen vorzunehmen. Man kann nur noch aus nationalen Griin-
den - aus Griinden welche in dem Maf3e national sind, daf} ihre
zwingende Natur von der groBen Mehrheit der Bevolkerung aner-
kannt wird — Krieg fithren.**®) Napoleon, ein ehemaliger Carbo-
nare, hat vielleicht tatsichlich an die nationale Selbstbestimmung
als Ideal fiir die Neuorganisation Europas geglaubt. Fiir Bismarck
war sie nur ein Werkzeug der Realpolitik. Der Unterschied ist wich-
tig, weil Bismarcks AuBenpolitik nach 1871 im Sinne des Modells
nicht bonapartistisch war.

Betrachten wir nun den anderen Gesichtspunkt des Modells,
namlich die Legitimation und die Stabilisierung einer durch Revolu-
tion etablierten Regierungsform, die stindig in Gefahr war, durch
Revolution abgeldst zu werden, deren Ziel wiederum darin bestan-
den hiitte, alle wichtigen Interessengruppen zu beruhigen und zu
vereinen. Zweifellos gab es eine starke ,,populist tendency* in Bis-
marcks Weltanschauung. Der Brandenburger Junker, der im Mairz
1848 Schonhauser Bauern nach Potsdam fithren wollte, um den Ko-
nig der Loyalitdt seiner Untertanen zu versichern, scheint niemals
daran gezweifelt zu haben, da3 die Masse der Bevolkerung monar-
chistisch dachte. Als er 1866 das allgemeine Wahlrecht einfiihrte,
nahm er an, daBl mindestens 90% der Bevolkerung loyal zur Monar-
chie stiinden. Spiter behauptete er immer wieder, daB ,,reichsfeind-
liche* Abgeordnete und Parteien nicht den wirklichen Volkswillen
vertreten wiirden. Die Wahl von Vertretern der Zentrumspartei, der
Sozialdemokraten und der Linksliberalen, aber auch von welfischen
Partikularisten, polnischen Nationalisten und elsdssischen Protest-
lern war seiner Meinung nach das Werk von ultramontanen Prie-
stern, radikalen Agitatoren, Berufspolitikern, polnischen Adeligen
und frankophilen Biirgern, die die Wihler irrefithren wollten.

Im Parlament und in der Presse rief er die Wihlerschaft dazu
auf, diesen Reichsfeinden, die sich als Parasiten von dem sonst ge-
sunden StaatskOrper ernihrten, eine Abfuhr zu erteilen. Wihrend
%) An den Reichstag, 22. 4. 1869, in: Bismarck, Politische Reden, Bd. 4, 200.
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des Kulturkampfes wollte er die Ultramontanen, nicht die Katholi-
ken angreifen; und mit dem Sozialistengesetz meinte er gegen eine
doktrindre Unterwanderung, nicht gegen die Proletarier zu kdmp-
fen. Alle entsprechenden Reaktionen Bismarcks waren gegen die
feindlichen Anfiihrer und Agitatoren selbst, nicht gegen ihre An-
hianger gerichtet. Sein Ziel war es, die feindliche Fithrung zu ver-
nichten, nicht jedoch, sich deren Wéhlern zu entfremden. Sein Hal}
auf all jene, die seine Anschauungen nicht teilten, seine Bereit-
schaft, ihre Beweggriinde und ihren Patriotismus in Frage zu stellen,
entsprangen einer narzistischen Uberzeugung, daB er allein im
Recht sei, aber auch einer unerschiitterlichen Zuversicht, da3 die
Nation als ganzes hinter ihm und nicht hinter seinen Gegnern stehe.
Daf} er damit die deutsche Nation in zwei Lager spaltete, war nicht
der Genialitiat, sondern der Unzulidnglichkeit seiner Herrschafts-
technik zuzuschreiben. Die Realpolitik, die sich fiir seine auBBenpoli-
tischen Unternehmungen allzu niitzlich erwies, wirkte selbstzerstore-
risch, sobald sie auf die deutsche Innenpolitik angewandt wurde.
Sie war fiir kurzfristige, taktische Siege, nicht aber fiir langfristige,
strategische Ziele geeignet.

Fragen wir an dieser Stelle nach dem Verhaltnis der bislang dis-
kutierten drei Modelle zueinander. Erginzen sie einander in dem
Versuch, Bismarcks politische Handlungsweise zu erklaren? Sind
sie derart aufeinander bezogen, dalB} alle drei nebeneinander ver-
wendet werden kdnnen, um Bismarcks Ziele und seine konkreten
Versuche zu ihrer Verwirklichung zu erkliren?

Offensichtlich nicht. Das Modell Bonapartismus, wie es auf
Bismarck angewandt wird, steht in direktem Gegensatz zu den Mo-
dellen ,,Negative Integration** und ,,Sammlungspolitik*. Der Bona-
partismus ist ein Konsensusmodell, d.h., eine Herrschaftstechnik,
deren Hauptziel in der Innenpolitik darin bestand, die Loyalitét
und Unterstiitzung aller Interessengruppen zu gewinnen. , Negative
Integration** und ,,Sammlungspolitik** aber waren Herrschaftstech-
niken, die als Konfliktmodelle bezeichnet werden miissen. Sie spal-
teten die Interessengruppen absichtlich (Negative Integration) oder
unvermeidlich (Sammlungspolitik) in zwei Lager, in dasjenige der
,,in group‘* und dasjenige der ,,out group*. Konflikt und Konsens
aber stehen in direktem Gegensatz zueinander. Der Zweck eines Ple-
biszits ist nicht, die Nation zu spalten, sondern ihre Einheit zu be-
weisen. Wenn Bismarcks Herrschaftstechnik als ,,Negative Integra-
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tion* oder als ,,Sammlungspolitik* (so, wie dieser Terminus ge-
wohnlich definiert worden ist) zu verstehen wire, konnte sie nicht
gleichzeitig als ,,plebiszitdre Diktatur nach dem Muster Napoleons
II1. beschrieben werden. Umgekehrt gilt das gleiche.

Das Leben ist voller Widerspriiche, und Bismarcks Politik war
keine Ausnahme. Aber Modelle sind Abstraktionen des wirklichen
Lebens; sie sind dazu da, die funktionalen Zusammenhinge
menschlicher Verhaltensweisen zu erkliren. Wenn Modelle irgend-
etwas erkliaren sollen, mull man die Widerspriiche dieser funktiona-
len Zusammenhinge berilicksichtigen. In unserem Falle scheint der
Widerspruch nicht einmal bemerkt, geschweige denn erklirt worden
zu sein. Ich glaube, dal Bismarck nicht den Konflikt, sondern den
Konsens suchte. Thn aus diesem Grund als Bonapartisten zu be-
zeichnen, scheint mir kein groBBer Gewinn fiir die Geschichtswissen-
schaft. Napoleon IIl. und Bismarck regierten in einem Zeitalter, in
dem Staatsminner, welcher Art ihre Verfassungssysteme auch im-
mer sein mochten, zunehmend dazu gezwungen wurden, die gesell-
schaftliche Basis ihrer politischen Macht zu erweitern. Was in dieser
Hinsicht fiir Napoleon III. und Bismarck galt, traf auch fir Dis-
raeli, Gladstone, Cavour und eine Vielzahl anderer Staatsminner
des neunzehnten und zwanzigsten Jahrhunderts zu. Die Suche nach
einer solchen Basis ist ein Hauptcharakteristikum jeder modernen
Politik. Die Techniken, die dabei zum Einsatz kamen, waren so ver-
schieden wie die Leute selbst, die dieses Ziel verfolgten. Betrachtet
man den Begriff ,,Bonapartismus von dieser breiten Perspektive
her, wird rasch klar, wie wenig brauchbar er eigentlich fiir wissen-
schaftliche Diskussionen ist.

Das vierte Modell der Herrschaftstechnik Bismarcks ist das des
».Sozialimperialismus*. Der Begriff ist zwar alt, doch hat Hans-
Ulrich Wehler ihm die Bedeutung gegeben, die er in der neueren Ge-
schichtsschreibung hat. Nach Wehlers Modell war die mit dem Bor-
senkrach von 1873 einsetzende und mit nur kurzen Erholungspha-
sen bis Mitte der 1890er Jahre andauernde Weltwirtschaftskrise fir
die ,,herrschenden Klassen** eine traumatische Erfahrung. Der ver-
zweifelte Wettbewerb um Absatzmirkte, die fallenden Warenpreise
und der sinkende Geldwert, die wachsenden sozialen Unruhen und
der Sozialismus fiihrten westliche Regierungen nicht nur zum Pro-
tektionismus, sondern auch zu einer Expansion in die minderent-
wickelten Regionen Afrikas, Asiens und des Pazifischen Ozeans.
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Mit Wehlers Worten: ,,Das hidufig ausschlieBlich betonte dynami-
«he Element, das in dem Wachstum der Industrie mit ihrer Uber-
produktion und der hektischen Suche nach Mirkten zutage trat, ver-
schlang sich von Anbeginn an mit einer bewuBt sozialdefensiven
Haltung, die sich des Imperialismus als gesellschaftspolitischen In-
teprationsmittels bedienen wollte. Auch dem frithen deutschen Im-
pervalismus war die Funktion einer ,Abwehrideologie* (Bracher) ge-
pen die auflésenden Einwirkungen der Industrialisierung auf das
Susral- und Wirtschaftsgeftige zu eigen. Der Sozialimperialismus
war die moderne, in entscheidendem MaBe sozialokonomisch moti-
vierte orm einer alten, schon von Machiavelli beschriebenen Herr-
wChattstechnik s um der Bewahrung des sozialen und politischen Sta-
tus quo willen die inneren Bewegungskrifte und Spannungen nach
autten abzulenken. ")

Im Gegensatz zu den Modellen ,,Negative Integration™ und
JSammlungspolitik™ wird uns mit dem |, Sozialimperialismus™ ein
Mudell prisentiert, das den Anspruch erhebt, nicht nur Bismarcks
Verhalten zu erkldren, sondern auch das Verhalten all jener, die
withrend der Jahre, bevor Bismarck sich 1883—-1884 der kolonialen
brage annahm, in Deutschland fiir Kolonien agitierten. Und nicht
nur das, dieses Modell liefert uns — wie Modelle es tun sollten — eine
vergleichende Perspektive. Man geht davon aus, daBl die Regierun-
gen und herrschenden Kiassen aller Lander, die sich an dem, was
gewohnlich als ,,der neue Imperialismus™ bezeichnet wurde, betei-
ligten, dhnliche Motive hatten. Somit bietet das Modell ,,Sozialim-
perialismus® eine weit umfassendere Perspektive als jedes der ande-
ren Modelle. Ob es zur Erklarung des englischen, franzosischen,
amerikanischen und italienischen Imperialismus des spiten 19.
Jahrhunderts ausreicht, kann hier nicht untersucht werden. Unser
Problem ist, ob es die Motive deutscher Kolonialagitatoren in der
Bismarckzeit und speziell Bismarcks eigene Motive erklirt.

Wiederum ist die Funktion des Modells klar; auch die Beweg-
grinde, die es Bismarck zuschreibt, sind immanent logisch. Doch
milssen wir noch einmal fragen: Entspricht die Logik des Modells
der Logik Bismarcks?

In Wehlers Beschreibung sind zwei miteinander verbundene
Motivationsebenen zu unterscheiden, von denen die eine weitge-
hend wirtschaftlicher, die andere weitgehend sozialer Art ist: 1) Die

*y Wehler, Imperialismus 115; auch in: Wehler, Krisenherde 135-161.
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Suche nach sicheren Auslandsmirkten, um die Uberschiisse abzu-
setzen, die in einer Zeit der Wirtschaftskrise durch industrielle Ex-
pansion produziert wurden, und 2) die Notwendigkeit, ein ,,Sicher-
heitsventil** fiir soziale Unruhen zu schaffen und dadurch ein sozia-
les und politisches System zu stabilisieren, das von denselben Inter-
essengruppen beherrscht wird, wie sie im Modell ,,Sammlungspoli-
tik*“ ermittelt wurden. Schutzzoll und Kolonialimperialismus waren
nichts anderes als zwei sich ergidnzende Strategien, mit denen die
,,herrschenden Kreise* den sozialen und politischen Zwiespalt in
Deutschland, der fiir die deutsche Katastrophe im 20. Jahrhundert
verantwortlich gemacht wird, zu verdecken suchten.

Zweifellos hat das Modell ,,Sozialimperialismus* unsere Auf-
merksamkeit auf ein grundlegendes Motiv fiir den neuen Imperialis-
mus der achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts gelenkt. Ob es die
deutsche AuBenpolitik nach 1894, der Zeit jenes groflen weltwirt-
schaftlichen Aufwartstrends, erkldren kann, ist aus offensichtlichen
Griinden fraglich*®). Uns beschiftigt hier jedoch die Frage, ob es zur
Erklarung der kolonialen Agitation Ende der siebziger und Anfang
der achtziger Jahre des 19. Jahrhunderts geniigt. Die dem Modell
zugrundeliegenden Motive finden sich in den Schriften der drei pro-
minentesten und erfolgreichsten Kolonialpropagandisten: Friedrich
Fabri, Ernst von Weber und Wilhelm Hiibbe-Schleiden. Bei sorgfil-
tigem Studium ihrer Biicher zeigt sich jedoch, daBl die Motive des
Modells nicht das ausschlieBlich entscheidende Thema ihrer Werke
sind.

Nehmen wir Fabris weitverbreitete Propagandaschrift ,, Bedarf
Deutschland der Colonien?" als Beispiel. Der ,,Kernpunkt unserer
wirtschaftlichen Néthe, war fiir Fabri, ,,die Ubervolkerung und
ihre Folgen*. Die Auswanderung von Millionen Deutscher nach
Ubersee, insbesondere nach Nordamerika, wo sie sich schnell an
die anglo-sdchsische Kultur anpaBten, bedeute einen Verlust fiir die
deutsche Zivilisation. Auf den abschlieBenden Seiten legt Fabri sei-
nem kolonialen Anliegen die Erfordernisse des deutschen ,,Kultur-
staates und ,,Machtstaates* zugrunde. Sein letzter Satz reslimiert
sein Hauptargument: ,,Will das neue Deutsche Reich seine wieder

4% Vgl. die Kritiken von G. Eley, Defining Social Imperialism: Use and
Abuse of an Idea, in: Social History 1 (1976) 265-290; W.J. Mommsen,
Wandlungen der liberalen Idee im Zeitalter des Imperialismus, in: K. Holl

und G. List (Hg.), Liberalismus und imperialistischer Staat, Goéttingen 1975,
109-147.
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gewonnene Machtstellung auf lingere Zeiten begriinden und be-
wahren, so wird es dieselbe als eine Cultur-Mission zu erfassen und
dann nicht linger zu z6gern haben, auch seinen colonisatorischen
Beruf aufs Neue zu bethdtigen.©*') Das Modell 1a6t die Ziele, die
den Kolonialpropagandisten am wichtigsten erschienen, zugunsten
einer einseitigen Konzentration auf wirtschafts- und sozialimperiali-
stische Beweggriinde auBer acht. Dem Problem von Bevolkerungs-
explosion und iiberseeischer Massenauswanderung widmet Wehler
einen knappen beilidufigen Exkurs*?).

Die Entscheidung zum Erwerb von Kolonien kam jedoch von
Bismarck, nicht von den Agitatoren und Propagandisten. Die Mo-
tive, die Bismarck veranlaB3ten, wihrend der Jahre 1883—1884 seine
bisherigen Vorbehalte gegen die Errichtung von Protektoraten in
Afrika aufzugeben, entsprechen dem Modell eher als jene, die die
Propagandisten duBerten. Er glaubte nicht, daf} die Regierung und
private Unternehmungen, indem sie die Auswanderungsstréme ge-
zielt in imperiale Kolonien oder in Regionen wie Siidafrika, Para-
guay oder Siidbrasilien lenkten, zur Germanisierung von Teilen an-
derer Kontinente und somit zur Erweiterung der Gebiete ,,deutscher
Zivilisation** beitragen konnten. Er verachtete deutsche Auswande-
rer, weil sie sich anderen Kulturen so schnell anpaBten. Er erwartete
jedoch, daB3 die Kolonien neue Absatzmirkte fiir deutsche — auch
kleine — Industriezweige und damit neue Arbeitspldtze fiir deutsche
Arbeiter schaffen wiirden*?). Er ging wie viele andere davon aus,
dal} sich die Kiistenprotektorate zu Zugangswegen ins Innere Afri-
kas entwickeln wiirden, wo ,,Hunderte von Millionen* Eingebore-
ner wohnten, die sich allmdhlich daran gewShnen wiirden, euro-
paische Waren zu kaufen*).

) F. Fabri, Bedarf Deutschland der Colonien? Eine politisch-6konomische
Betrachtung, Gotha 1879, 22, 112. Zur Kritik an Wehlers Interpretation von
Fabri vgl. K. Bade, Friedrich Fabri und der Imperialismus in der Bismarck-
zeit, Freiburg 1975, 21-24.

) Wehler, Imperialismus 155-157; vgl. dazu die Gesamtdarstellung des
Wanderungsgeschehens bei K.J. Bade, Massenwanderung und Arbeitsmarkt
im deutschen Nordosten von 1880 bis zum Ersten Weltkrieg: iiberseeische
Auswanderung, interne Abwanderung und kontinentale Zuwanderung, in:
Archiv fur Sozialgeschichte 20 (1980) 265-323.

) Deutsches Zentralarchiv Potsdam, Auswirtiges Amt, Nr. 29768, 42-45,
57-59, 140-144, 150-160, 165.

) Bismarck, Politische Reden, Bd. 11, 78.
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Daf3 Bismarck in erster Linie wirtschaftliche Gewinne im Sinne
von Bodenschitzen und Absatzmirkten hervorhob, die deutsche
Protektorate bereitstellen konnten, beweist eine Ubereinstimmung
seiner Motive zumindest mit der ersten, weitgehend wirtschaftlichen
Ebene des Modells ,,Sozialimperialismus*. Entsprachen sie aber
auch der zweiten, vornehmlich sozialen Ebene? Sah Bismarck in sei-
nem kolonialen Wagnis ein Mittel, ,,um der Bewahrung des sozialen
und politischen status quo willen die inneren Bewegungskrifte und
Spannungen nach aul3en abzulenken?** Die Dokumente, in denen
Bismarcks Gedanken und Entscheidungen iiber die Kolonien aufge-
zeichnet sind, handeln nahezu ausschlieBlich von dem zu erwarten-
den wirtschaftlichen Nutzen fiir Deutschland und von den Proble-
men, die ihr Erwerb fiir die deutsche AufBienpolitik aufwerfen
wiirde. Dal} der Gedanke an die erhoffte wirtschaftliche Bedeutung
der Kolonien (Absatzmirkte und Profite fiir die deutsche Industrie
und das deutsche Kapital) untrennbar verbunden war mit dem Ge-
danken an die erhoffte soziale Bedeutung (Arbeitsplatze, Léhne und
Zufriedenheit der Arbeiter) sei unbestritten. Dall Bismarck, die Ko-
lonialpropagandisten und die Geschiftsleute an beide Werte ge-
dacht haben, besonders in einer Zeit der Wirtschaftskrise, sollte uns
nicht wundern.

Doch die zweite Ebene des Modells ,,Sozialimperialismus* be-
inhaltet eine noch weitere Perspektive, nimlich die Erwartung, daf3
der Imperialismus zum Abbau innenpolitischer Spannungen dienen
konne, indem er die in diesen Spannungen enthaltenen Energien
umleite, dhnlich wie ein Blitzableiter aus einer sich verfinsternden
Wolke elektrische Energie ableitet. Erwartete Bismarck so viel von
der imperialistischen Politik, die er mit der Errichtung von Schutz-
gebieten in Afrika und im Pazifik einleitete? Erwartete er hier eine
Losung zu finden fiir die inneren sozialen und politischen Kon-
flikte, die das preuBisch-deutsche Establishment gefdhrdeten? Es ist
erwiesen, daf seine Nachfolger spiter von ihren Abenteuern in der
AufBlen- und Kolonialpolitik, die zu den ausldsenden Faktoren des
Ersten Weltkrieges zdhlten, etwas in dieser Richtung erwarteten.
Wir sind daher hier mit der Frage konfrontiert, ob Bismarck ein
Glied in der auBBenpolitischen Gedanken- und Aktionskette (Primat
der Innenpolitik) war, die zur deutschen Katastrophe im 20. Jahr-
hundert fiihrte.

Bismarcks Metapher war nicht die des Blitzableiters, sondern
die des ,,Tors*, das man offenhalten und schliefen kann, je nach-
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dem, was man auf der anderen Seite vorfindet*’). Er dachte in Be-
griffen von Gewinn und Verlust und war schnell erniichtert, wenn
der Verlust héher war als der Gewinn. Die meisten deutschen Ge-
schiftsleute, Industrielle und Geldgeber — wie im tibrigen auch die
der anderen Linder - fanden die Kolonien unrentabel. Die deut-
schen Schutzgebiete lieBen sich nicht nach dem Vorbild der British
East India Company durch private Gesellschaften regieren; sie
mufiten in Kolonien umgewandelt werden, von deutschen Beamten
regiert und von deutschen Truppen bewacht werden. Unter diesen
Umstinden iiberwogen die Kosten fiir den Staat bei weitem ihren
Nutzen fiir die deutsche Wirtschaft. Um 1888 wiinschte sich Bis-
marck sehnlichst, er hitte Deutschland niemals in den ,,Kolonial-
schwindel** verwickelt und erwog, die deutschen Interessen in Siid-
westafrika, Ostafrika und Samoa zu verkaufen oder (im Fall Sid-
westafrika) zu ,,abandonnieren***®).

Hitten Bismarcks Motive mit der zweiten Ebene des Modells
,,Sozialimperialismus** iibereingestimmt, so hitte die Frage des fi-
nanziellen Gewinns oder Verlustes nicht eine solche Bedeutung er-
langt. Wiren die deutschen Kolonien in seinen Augen aufgrund ih-
res ,,Blitzableitercharakters* fiir die innere Stabilitdt der deutschen
sozialen und politischen Ordnung lebenswichtig gewesen, so wiren
sie gegen Ende der achtziger Jahre des 19.Jahrhunderts um so not-
wendiger gewesen, als sich herausstellte, dall das Sozialistengesetz
und die Sozialversicherungsgesetze nicht dazu beitrugen, die ge-
firchtete soziale Unruhe abzuwehren. Offensichtlich ging Bismarck
tiber die 6konomische Ebene des Modells ,,Sozialimperialismus*
nicht hinaus®’).

Die Begeisterung einiger Historiker fiir das Modell ,,Sozialim-
perialismus'* hat sie jedoch dazu gefiihrt, diesen Begriff nicht nur
auf Bismarcks kolonialpolitische Mafinahmen in den achtziger Jah-
ren des 19. Jahrhunderts anzuwenden, sondern auf seine gesamte
AuBenpolitik von 1866 bis 1890. Selbst wenn das Modell auf die

**) Bismarck, Politische Reden, Bd. 11, 141-142.

) A.v. Brauer, Im Dienste Bismarcks, Berlin 1936, 289-290, im folgenden
zitiert: Brauer, Im Dienste Bismarcks; Frhr.L.v. Ballhausen, Bismarck-Erin-
nerungen, Stuttgart 1920, 500-501.

*7) Vgl. hierzu insbesondere die eindringliche Kritik Paul Kennedys: Ger-
man Colonial Expansion. Has the ,,Manipulated Social Imperialism* been
Ante-Dated?, in: Past and Present 54 (1972) 134-141; W.J. Mommsen, Im-
perialismustheorien. Ein Uberblick iiber die neueren Imperialismusinterpre-
tationen, Géttingen 19807, 76-80.
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Kolonialpolitik von 1883-1886 vollstindig zutrdfe — eine hochst
zweifelhafte Annahme —, gibt es eine Reihe von Griinden, die glei-
chen Motive nicht in Bismarcks AuBenpolitik vor oder nach dieser
Zeit zu suchen. Das deutsche Abenteuer des Kolonialimperialismus
wurde zu einem Zeitpunkt relativer Ruhe in der européischen Poli-
tik unternommen, einer Zeit, in der die aus zwet kritischen Gebieten
erwachsenden Spannungen (zwischen Frankreich und Deutschland
beziiglich ElsaB-Lothringens und zwischen Osterreich, RuBland und
England beziiglich des Balkans) stark nachgelassen hatten. Die Ko-
lonien konnten ohne Gefahr fiir Deutschlands auB3enpolitische Be-
ziehungen auf dem europdischen Kontinent erworben werden. Nur
unter diesen Umstdnden konnte der ,,Primat der Innenpolitik* ver-
folgt werden. Um 1886 erreichten diese Spannungen wiederum ei-
nen Hohepunkt. Die anschaulichste Erkldrung fiir Bismarcks Mei-
nungsidnderung ist seine berithmte Antwort auf Hermann von Wiss-
manns Traum von einer neuen deutschen EinfluBsphire in Zentral-
afrika. ,,Das fithrt uns zu weit*, war Bismarcks Antwort. ,,Die engli-
sche Interessensphire geht bis zu den Quellen des Nils, und das Ri-
siko ist mir zu groB. Ihre Karte von Afrika ist ja schon, aber meine
Karte von Afrika liegt in Europa. Hier liegt RuBlland, und hier* —
nach links deutend — , liegt Frankreich, und wir sind in der Mitte;
das ist meine Karte von Afrika.**)

Mit dem Modell ,,Sozialimperialismus haben sozialwissen-
schaftlich orientierte Historiker ohne Erfolg versucht, das iltere
Modell zu ersetzen, das nicht nur Historikern und Politikwissen-
schaftlern seit langem bekannt war, sondern von Staatsminnern
mindestens 400 Jahre lang praktiziert worden war, namlich das des
Gleichgewichts der Krifte. Wenn Historiker in Modellen denken
miissen (was sich keineswegs als notwendig erwiesen hat), so sollte
das Modell des europiischen Gleichgewichts den Verfechtern der
,,Systemanalyse'* gleichwohl einer groBeren Beachtung wert sein.
Bismarck war einer der geschicktesten Praktiker der Diplomatie des
Gleichgewichts der Krifte in der Geschichte der internationalen
Politik. Er verstand von den Erfordernissen jenes Systems vielleicht
mehr als jeder andere Staatsmann der neueren Zeit. Es scheint kei-
nen verniinftigen Grund dafiir zu geben, daf3 wir alte Erkenntnisse
iiber Bismarcks Mentalitit und Verhalten, die das System des
Gleichgewichts der Krifte liefert, nur deswegen aufgeben sollten,

%) Bismarck, Gesammelte Werke, Bd. 8, 646.
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weil wir zusitzliche (und nicht so neue) Erkenntnisse iiber das Ver-
hiltnis zwischen Gesellschaft und Politik gewonnen haben. Bis-
marcks Einwand gegeniiber Eulenburg im Kronrat vom 28. Februar
1866 war keine zufillige Episode. Was er in jenem kritischen Au-
genblick der deutschen Geschichte ausdriickte, war sein fundamen-
taler Standpunkt zum Verhiltnis von Auflen- und Innenpolitik, der
sein politisches Denken und Handeln durchweg bestimmte. ,,Aus-
wirtige Politik und wirtschaftliche Angelegenheit diirfen nie mitein-
ander verquickt werden*, sagte er in den neunziger Jahren des 19.
Jahrhunderts. ,,Beide balancieren in sich selbst. Wenn man die eine
mit der anderen belastet, so geht das Gleichgewicht verloren."*")

In der Strukturanalyse der deutschen Sozialgeschichte des
neunzehnten Jahrhunderts steckt ein merkwiirdiges Paradoxon. Ei-
nerseits wird der Lauf der Geschichte wiahrend der Jahre 1806 bis
1933 vielfach deterministisch und nachgerade entpersonalisiert gese-
hen. Der Weg zur nationalsozialistischen Machtiibernahme er-
scheint als eine Einbahnstralle ohne Seitenstralen, ohne Gassen
und Wendemoglichkeiten. Andererseits wird die Rolle, die Bis-
marck personlich in dieser Entwicklung spielte, merkwiirdig dber-
schitzt. Die Modelle ,,Negative Integration*, ,,Sammlungspolitik*,
,,Bonapartismus* und ,,Sozialimperialismus'* beschreiben seine
Herrschaftstechnik als die eines Genies, die gerade deshalb, weil sie
als so genial empfunden wurde, den ungliicklichen Verlauf der deut-
schen gesellschaftlichen und politischen Entwicklung so entschei-
dend beeinfluBBt hat. Dieses Bild dhnelt auf merkwiirdige Weise
dem, das Bismarcks Bewunderer und Lobredner aus fritheren Histo-
riker-Generationen entworfen haben — angefangen bei Heinrich von
Sybel, iiber Erich Marcks, A. O. Meyer bis hin zu Hans Rothfels.
Obgleich sie die Frage unterschiedlich beurteilen, ob Bismarcks Ent-
scheidungen fir Deutschland gut oder schlecht gewesen seien, sind
beide Schulen der Historiographie - die alte, politisch und die neue,
sozialgeschichtlich orientierte - doch gleichermafBlen beeindruckt
vom Geschick dieses Mannes, den Verlauf der Geschichte zu be-
stimmen.

Das ist die Logik der Historiker. Aber wiederum stellt sich die
Frage: War das die Logik Bismarcks?

*) An H. Hofmann, in den neunziger Jahren, Bismarck, Gesammelte Werke,
Bd. 9. 400.
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Wenn die Befiirworter der neuen sozialgeschichtlichen Rich-
tung sich nach der Art der Annales-Schule auf jene tieferen Struktu-
ren konzentriert hitten, die unter der Oberfliche der bloBen Ereig-
nisebene liegen, wiren sie vielleicht Bismarcks eigener Einschit-
zung seiner Leistungen niher gekommen. Keinem Staatsmann nam-
lich waren die Grenzen dessen, was ein Mann in solcher Position er-
reichen kann, mehr bewuBt als ihm. Vom Anfang seiner politischen
Laufbahn bis zu ihrem Ende sprach er vom ,,Strom der Zeit*, auf
dem der Staatsmann das Staatsschiff steuern miisse, iiber den er
aber keine weitere Macht habe. Und auch die Fihigkeit des einzel-
nen, den Geschichtsablauf wirklich zu bestimmen, beurteilte er wih-
rend seiner ganzen Regierungszeit gleichermallen pessimistisch.
,.Ich bin einfach®, sagte er 1888 ,,als ich ins Mannesalter kam, von
der Woge der Geschichte in die Hohe gerissen worden und habe
mich oben zu halten gewuf3t."*>)

Fiir viele Staatsminner wire es heutzutage schon ein Erfolg,
wenn sie sich iiberhaupt so lange an der Macht halten kénnten. Bis-
marck aber quilte 1890 der Gedanke, daB er seine Arbeit unvollen-
det zuriicklassen miisse. Sicher, er konnte auf groBe Erfolge in der
AuBenpolitik zuriickblicken. Sein diplomatisches Geschick und die
militdrische Macht Preufiens hatten in den Jahren 1864-1871 die
deutsche politische Struktur verdndert. Nach diesem Zeitpunkt aber
spielt die Auflenpolitik keine kreative Rolle mehr. Diese lag nun bei
der Innenpolitik, dort, wo es galt, das Erreichte zu sichern, eine
Aufgabe, fiir die Bismarck in zunehmendem Mafle personlich die
Verantwortung iibernahm.

Trotz einiger, meist taktischer Erfolge erreichte Bismarck nicht
die Ziele, die er sich und Deutschland gesetzt hatte. Die Zentrumspar-
tei iberlebte den Kulturkampf, die Sozialdemokratische Partei das
Sozialistengesetz, die ethnischen Minderheiten die Assimilationsver-
ordnungen. Es gelang thm weder, die eigentliche Macht des Reichs-
tags zu beschrianken, noch eine anhaltende parlamentarische Mehr-
heit fiir seine Regierung zu gewinnen. 1890 stand auch keineswegs fest,
ob die Linksliberalen (die Progressiven und die Freisinnigen) sich po-
litisch niederzwingen lieen. Auf die Verbindung zwischen GroB-
grundbesitzern und GroBindustriellen, wie sie 1879 hergestellt wor-
den war, konnte er sich in Zollfragen verlassen, nicht aber in Belan-
gen, die andere Bereiche seines Programms betrafen. Die Finanzre-

30y An Brauer 29. 1. 1888, Im Dienste Bismarcks, 196.
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form, die Bismarck 1875 erarbeitet und bis 1890 unnachgiebig verfolgt
hatte, kam nie zustande. Die von ihm erworbenen Schutzgebiete muf-
ten in Kolonien umgewandelt werden, die, ohne der deutschen Wirt-
schaft zu helfen, die Reichsfinanzen belasteten. Bismarcks Herr-
schaftstechnik war also innenpolitisch nicht nur nicht genial, sie war
ihrem Wesen nach einfach nicht dazu geeignet, auch nur eines seiner
innenpolitischen Hauptziele zu verwirklichen.

Modelle und Idealtypen werden im allgemeinen zur Veran-
schaulichung von Gruppen- oder Massenverhalten entwickelt. Klas-
sische Beispiele dafir sind Max Webers protestantische Ethik, Ernst
Troeltschs Religionstypen und der Freudsche Odipuskomplex. Wie
die statistische Analyse zeigt, kénnen Modelle im Zeitalter des
Computers auch zur Erklarung von Wesensmerkmalen eines Mas-
senverhaltens fruchtbar konstruiert werden. Einzelne, dem Modell
widersprechende Fille diirfen dabei in Anbetracht ihres statisti-
schen Gewichts, das sie fiir das Gesamtmodell haben, als atypisch
ausgeklammert werden. Je kleiner die Personengruppe ist, deren
Verhalten mit einem Modell analysiert werden soll, desto schwieri-
ger wird es, das Atypische auszuklammern. Abweichungen von der
Norm héiufen sich leicht so stark, daB sie die Giiltigkeit des Modells
selbst gefdhrden. Die Abweichungen kdnnen so zahlreich und weit-
gehend sein, daB sie das Modell jeglicher Erkldarungskraft berauben.

Die im vorliegenden Aufsatz erirterten Modelle stellen uns vor
noch groBere technische Schwierigkeiten, weil ihr Gebrauch in der
neueren Geschichtsforschung eher biographischen als vergleichen-
den Charakter anzunehmen droht. Das Modell ,,Negative Integra-
tion** wurde in der Tat speziell zur Erklarung von Bismarcks Herr-
schaftstechnik entwickelt (unbeschadet von Sauers kurzem und bei-
laufigem Verweis auf seine Anwendung durch die dorischen Erobe-
rer des antiken Sparta). Das Modell ,,Sammlungspolitik** wurde zur
Erklarung der Regierungstechnik spiterer Kanzler entwickelt und
riickwirkend — und anachronistisch — auf Bismarck angewandt. Es
diente nicht zu Vergleichszwecken, sondern zum Nachweis einer
Kontinuitdt. Von den vier Modellen haben nur das des ,,Bonapartis-
mus* und des ,,Sozialimperialismus* wirklich vergleichenden Cha-
rakter. Dennoch haben wir festgestellt, daB niemand uns eine pra-
zise Beschreibung des ,,Bonapartismus™ geliefert hat. Lediglich das
Modell ,,Sozialimperialismus* wurde in Wehlers Werk vollstindig
und prizise als vergleichendes Modell dargelegt. Und selbst dieses
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wurde in erster Linie auf Bismarck angewandt.

Kurzum: Was uns vorliegt, ist eine Sammlung von Modellen in
erster Linie biographischen Charakters. Ihr Hauptzweck ist die Er-
klarung des Verhaltens einer einzelnen Person, nicht des Verhaltens
von Massen oder von Staatsmédnnern im allgemeinen. Bei der Kon-
struktion eines Modells, das nur auf eine Person angewandt wird,
1aBt sich das Atypische nicht ohne Gefahr fiir das Modell selbst ein-
fach ausklammern. Andererseits kann eine Anpassung des Modells
an das Asymmetrische das Modell seiner funktionalen Logik berau-
ben. Modelle, die nicht richtig funktionieren, sind ebenso brauchbar
wie Autos, die keine Ridder haben.

Ob ein biographisches Modell (d.h. ein Modell, das auf einen
einzelnen zutrifft) irgendeinen Vorteil gegeniiber konventionellen
Erkliarungsmethoden der Geschichte bietet, ist fraglich. Wer aber
solche Modelle entwickelt und gebraucht, sollte zumindest sicher-
stellen: 1) daB ihre funktionalen Beziige das groBtmaogliche AusmaB
der uns bekannten und relevanten Verhaltensweisen der behandel-
ten Person beriicksichtigen. 2) DaBl dem Modell — wenn es schon in
Anspruch nimmt, ,,intentionales Handeln" zu erklaren — nicht ge-
rade die unmittelbaren, glaubwiirdigen Aussagen der behandelten
Person widersprechen und 3) daBl, wenn mehrere Modelle benutzt
werden, diese miteinander iibereinstimmen, vorausgesetzt, sie wer-
den als komplementdre, nicht als alternative Erklirungsmodelle
vorgelegt. Nach meinem Dafiirhalten entsprechen die Modelle ,,Ne-
gative Integration*’, ,,Sammiungspolitik**, ,,Bonapartismus** und
,,Sozialimperialismus' diesen Kriterien nicht. Sie kdénnen nicht
ohne wiederholte Einschrinkungen angewandt werden, Einschrin-
kungen, die in ihren Implikationen so weitreichend sind, daB die
Brauchbarkeit der Modelle zur Erkldrung der Herrschaftstechnik
Bismarcks in Frage gestellt werden muB.

Vor langer Zeit beschrieb Max Weber in ,,Wirtschaft und Ge-
sellschaft* Wesensmerkmale des Idealtypus in einer Form, die
heute noch Giiltigkeit hat. ,,Je scharfer und eindeutiger konstruiert
die Idealtypen sind: je weltfremder sie also, in diesem Sinne, sind,
desto besser leisten sie thren Dienst, terminologisch und klassifika-
torisch sowohl wie heuristisch.*') Modelle und Idealtypen solite
man nicht mit der Wirklichkeit verwechseln. Sie sind das heuristi-
sche Instrumentarium, mit deren Hilfe wir die Realitdt zu verstehen

31y M. Weber, Wirtschatt und Gesellschaft. Grundri3 der Verstehenden So-
ziologie, Tiibingen 1972°, 10.
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suchen und gleichzeitig den Grad der Abweichung des tatséchlichen
Verhaltens vom ldealtypus feststellen. Seit Weber haben die Wissen-
schaftsphilosophen uns stindig warnend darauf hingewiesen, daB
Modelle abstrakte Konstruktionen sind. Sie mit der Realitit zu ver-
wechseln, wire ,.a category mistake'*. Was darunter zu verstehen ist,
1a0B¢ sich mit der Geschichte jenes chinesischen Malers veranschauli-
chen, der, als er von Gldubigern verfolgt wurde, eine groBBe Gans
malte, sich daraufsetzte und wegflog.’?)

Die Verwendung von Modellen als heuristisches Instrumenta-
rium hat den Vorteil, daf3 einzelne Abschnitte der Geschichte zum
Zwecke der vergleichenden Analyse ausgewihlt werden kénnen.
Dennoch muBl der Historiker, wenn er Vergleiche anstellt, fiir Un-
terschiede ebenso hellhdrig sein wie fiir Ahnlichkeiten. Das, was
dem Modell nicht entspricht, kdnnte genau so wichtig und auf-
schluBreich sein, wie das, was ihm entspricht. Was fiir Modelle im
allgemeinen gilt, gilt um so mehr fiir vorwiegend biographische Mo-
delle wie diejenigen, die hier iberpriift wurden, Wie gezeigt, ist kei-
nes der Modelle als solches vollig realitatsfremd. In unterschiedli-
chem Grade aber gehen alle in zweierlei Hinsicht fehl: 1. In der An-
nahme, daB3 die beschriebenen Motivationen von zentraler Bedeu-
tung fir das Verhalten waren, das das Modell zu erkliren sucht: 2.
In der Weigerung — so wie es Max Weber vor langer Zeit in ,, Wirt-
schaft und Gesellschaft* beschrieben hat — Notiz zu nehmen auch
von dem, was dem Modell nicht entspricht. Wenn aber Abweichun-
gen von den vier Modellen gesucht werden, dann vermehren sie sich
rasch bis zu einem Grad, der die hypothetische Wichtigkeit der Ahn-
lichkeiten in Frage stellt. Durch Unterschiede werden Ahnlichkeiten
relativiert. Zu fragen ist hier weniger danach, ob die Sozialwissen-
schaften der Historie etwas anzubieten haben, als danach, ob die
Historiker von den Methoden, die die Sozialwissenschaftler anbie-
ten, richtigen Gebrauch machen.

Mir scheint, daB fiir einige Historiker die Modelle ,,Negative
Integration®, ,,Sammlungspolitik*, ,,Bonapartismus* und ,,Sozial-
imperialismus* aufgehdrt haben, nur heuristisches Instrumentarium
zu sein und selbst zur fiktiven historischen Realitit geronnen sind.
Ich frage mich, ob diese Konstrukte, so verwendet, eine solidere Ba-
sis haben als Begriffe wie ,,Volksgeist** oder ,, Weltgeist** im deut-
schen Idealismus. Wir konnen die Gans malen, aber wird sie auch
fliegen?

*2) M. Rader, Marx’s Interpretation of History, New York 1979, XV-XVII.



	Schriften des Historischen Kollegs - Vorträge 2
	Otto Pflanze: Bismarcks Herrschaftstechnik als Problem der gegenwärtigen Historiographie

